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Kunschak: Die Sitzung ist 
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Das stenographische \ Protokoll der 
53. Sitzung ist· in der Kanzlei aufgelegen, 
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unbeanständet geblieben und daher ge� daneben hat er auch auf die Vereinfachung 
n e h m i g t. der Verwaltung hinzuwirken, . die Einnahme-

Kra n k  . gemeldet hab�n sich die Abg. möglichkeiten des Bundes nach allen Rich­
Hans Roth, Dr. Herbert Kraus, Dr. Kopf und tungen hin zu überprüfen und zu trachten, 
Alois Gruber. daß dort, wo er Fehlerquellen aUfzeigt, diese 

Fehlerquellen auch beseitigt werdeI!, 
E n t s ch u l d i g t  sind die Abg.BÖhm, Alten- Der Rechnungshof stellt in seinem Tätig. burger, Dr. Josef Fink, Geisslinger und keitsbericht fest, daß die einzelnen .Bundes­Thuriler. ministerien, aber auch die Dienststellen und 
Der eingelangte An t ra g  64 wurde dem die Ämter, seinen Anregungen immer bereit-

zuständigen Ausschuß z u g ewiese n. willigst gefolgt sind. und sich bemüht haben, 
Die schriftliche Bea n t w o rtung der An- die Fehler zu beseitigen, die er in 'seinem 

fragen 261 und 262 wurde den· anfragenden Bericht dargestellt hat. 
Mitgliedern des Hauses· übermittelt. 

. 
Mit Nachdruck verweist der Rechnungshof 

loh ·ersuche die Schriftführerin, Frau Abg.: darauf, daß er ß,uch im abgelaufenen Jahr 
Jooh m a nn, um Verlesung des Einl a u f e s. feststellen konnte, wie der unbeirrbare Auf­

bau wille der Beamten und der Vertrags­
Schriftführerin JQchmann: bediensteten des Bundes in a.llen Verwaltungs-
"An den lIerrn.Präsidenttmpes National- zweigen immer wieder sichtbar wurde;,.er 

rates. hebt diesen Auf bauwillen der gesamten 
Gemäß Artikel 73 des'Bundes -V�rfassungs- Beamtenschaft des Bundes lobend hervor. 

gesetzes habe ich fi.ir die Dauer der zeit- Aus der Art seiner Tätigkeit ergibt sich, 
welligen Verhinderung des Bundesministers daß der Rechnungshof im wesentlichen Fehler­
für Handel und Wiederauf.bau Dr. Ernst quellen aufzuzeigen und sie in seinem Bericht 
Ko l b  . den Bundesminister für Land- und darzustellen hat, so daß das Positive der 
Forstwirtschaft Josef Kr a u s' mit seiner Leistungen nicht so stark in Erscheinung 
Vertretung betraut. tritt. Ich halte es deshalb für notwendig 

F igl." und für zweckmäßig, neben der kritischen 
. Von der Bundesregierung sind folgende Darstellung auch das Positive aus der Ein-

Vor l a g e n  eingelangt: schautätigkeit des Rechnungshofes .hervor-
" ' zuheben. 

Bundesgesetz, betreffend die Ge�ä.hrung 
eines Bundeszuschusses . zur Förderung der Der Tätigkeitsbericht liegt den Mitgliedern 
Behebung von Lawinenschäden in den Ländern des Hohen Hauses vor, und der Rechnuagshof­
Tirol, Salzburg, Kärnten und Steiermark ausschuß hat sich in seiner letzten Sitzung 
( d B mit ihm beschäftigt. Die Bedeutung des 358 . .); R h I b d . echnungshofes ge t woh am. esten, araus 

Vertrag zwischen Österreich und Italien hervor, daß an der Sitzung des Rechnungshof­
über Sozialversicherung (360 d. B.). ausschusses sämtliche Minister teilgenommen 

E8 . wer.den 'Zugewiesen: , 
358 dem 'Finanz- undBudgetausschuß ; 
'360 dem Aussohuß für soziale Verwaltung. 

Präsident: Wir gehen iIi die'T a g e s o r d n u n g  
ein, das iS.t der Bericht des Rechnungshof­
ausschusses ü1;>er 328 und' Zu 328 d. B.: 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für das 
Verwaltungsjahr 1950(359 d. B.). 

Berichterstatter AigJler: Hohes Haus! . Der 
vorliegende Bericht des Rechnungshofes stellt 
das Ergebnis seiner Einschautätigkeit im 
Verwaltungsjahr 1950 dar. . Aus dem Auf­
gabenkreis, der dem Rechnungshof. kraft 
Gesetzes gestellt ist, ergibt sich auch die 
Art der Darstellung des Ergebnisses seiner 
Tätigkeit. Die Aufgaben des Rechnungshofes 
bestehen vor allem darin, die Wirtschaftlich­
keit, die Sachlichkeit, aber auch die Zweck­
mäßigkeit der'Ausgaben, soweit sie im Bundes­
voranschlagvorgesehen ,sind, zu überprüfen; 

haben, di8 die leitenden Beamten ihrer Ressorts 
beizogen, um so d-en Mitgliedern des 
Rechnungshofausschusses die Möglichkeit zu 

geben, nicht nur Anfragen zu stellen, sondern 
diese Anfragen auch beantwortet zu erhalten. 

Wenn ich aus dem sehr umfangreichen 
Bericht des Rechnungshofes . einige wenige 
Punkte herausgreife, so deshalb, weil ich 
der Meinung bin, daß sie in der Art ihrer 
Darstellung ,vo:n grundsätzlicher Bedeutung 
sind. So stellt zum Beispiel. der Rechnungshof 
fest, daß im Bundesministerium für Justiz 
die Kassen- und Verrechnungsvorschriften 
noch auf einer aus dem Jahre 1850 bestehenden 
Vorschrift beruhen, die praktisch nicht·, mehr 
vorhanden ist, und das RaQhnungs- und 
Kassenwesen daher auf einer Überlieferung 
aufbaut. Im. Bericht ist zum Ausdruck 
gebracht, daß der Rechnungshof bemüht ist, 
diesen Zustand zu beseitigen, daß aber auch 
das Bundesministerium selber ein Interesse 
daran hat, die Gebarung seiner Dienststellen 
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in einer einheitlichen Form durchzuführen. 
Das Ministerium hat sich bereit erklärt, 
den Anregungen des Rechnungshofes im Ver­
ordnungswege Rechnung zu tragen. 

Ich möchte beim Bundesministerium 
für soziale Verwaltung vor allem darauf 
hinweisen, daß hier der Rechnungshof die 
geringe Anzahl der Arbeitsinspektoren in 
den Vordergrund seiner Darstellungen rückt. 
Die geringe Anzahl der Arbeitsinspektoren 
führt dazu, daß von den vorgemerkten Be­
trieben, die der Arbeitsinspektion unterliegen, 
hn Bundesmaßstab durchschnittlich jeder 
Betrieb nur jedes vierte Jahr inspiziert werden 
kann. In Tirol, wo die Verhältnisse noch 
ung1i-nstiger liegen, wird jeder Betrieb nur 
jedes achte Jahr von einem Arbeitsinspektor 
besucht. Das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung ist bemüht, in Zusammenarbeit­
mit den Sozialversicherungsträgern Abhilfe 
zu schaffen. Diese Abhilfe ist deswegen not­
wendig, weil auf der Tätigkeit der Arbeits­
inspektoren nicht nur die Sicherheit der in 
den Betrieben beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten beruht, sondern darüber hinaus 
die Gesamtwirtschaft durch eine Verringerung 
der Arbeitsunfälle vor Schaden bewahrt wird. 

Eine Kritik erfuhr das Ministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, bei dem der 
Rechnungshof feststellte, daß im Jahre 1949 
bedeutende Kreditüberschreitungen vorge­
kommen sind, die nicht, wie es sonst üblich ist, 
unmittelbar die Zustimmung des Bundes­
ministeriums für Finanzen erhielten; viel­
mehr ist erst am Ende des Jahres eine generelle 
Ermächtigung seitens des Ministeriums ein­
geholt worden. Durch diese Vorgangsweise 
im Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft werden praktisch die im Budget 
festgelegten Ansätze ad absurdum geführt. 

Einen sehr breiten Raum in den Dar­
stellungen des Rechnungshofes nehmen die 
Untersuchungen der verstaatlichten Betriebe 
ein. Im abgelaufenen Jahr wurden 26 Betriebe 
überprüft. Der Rechnungshof kommt hier 
zu sehr interessanten und die Bevölkerung 
in ihrer Allgemeinheit interessierenden Er­
gebnissen. Er stellt fest, d�ß sich, wenn man 
vom österreichischen Kohlenbergbau absieht, 
das in den verstaatlichten Betrieben investierte 
Kapital mit rund 6 Prozent veI:zinst, was 
einem Zinssatz entspricht, der im allgemeinen 
auch in der Privatwirtschaft üblich ist. Der 
Rechnungshof stellt bei den verstaatlichten 
Betrieben fest, daß ihre Entwicklung mit 
der Aufwärtsentwicklung der Privatindustrie 
in Österreich Schritt hielt und daß die Rein­
gewinne der verstaatlichten Wirtschaft vom 
Jahre 1948 bis z..um Jahre 1949 um 72·4 Prozent 
gestiegen sind. Entgegen einzelnen in diesen 

Betrieben vorkommenden Beanstandungen 
kommt der Rechnungshof zu der Auffassung, 
daß sich die Mehrzahl der leitenden Kräfte 
und die Arbeiter und Angestellten in der 
verstaatlichten Industrie ihrer verant­
wortungsvollen Aufgabe bewußt sind. Die 
hohe Betriebsmoral, sagt der Rechnungshof, 
hat sich nicht nur in Fleiß, Ausdauer und 
dadurch wieder in einer nennenswerten 
Leistungssteigerung, sondern auch im Be­
streben nach Ordnung und Sauberkeit aus­
gewirkt. 

Der Rechnungshofausschuß nahm Gelegen­
heit, anläßlich seiner Beratung einzelne Mit­
glieder der Bundesregierung beziehungsweise 
leitende Beamte über Details aus diesem 
Bericht zu befragen; diese Fragen wurden 
erschöpfend beantwortet. 

Auf Grund seiner Beratungen kam der 
Rechnungshofausschuß zu dem einstimmigen 
Beschluß, den Bericht des Rechnungshofes 
zur Kenntnis zu nehmen und dem Nationah'at 
folgenden An t I' a g  zu übermitteln: 

Der Nationalrat nimmt den Bericht des 
Rechnungshofes über seine Tätigkeit im 
Verwaltungsjahr 1950 (328 der Beilagen) 
zur Kenntnis. 

A ul Vorschlag de8 Präsidenten werden 
General- und Spezialdebatte unter einem abge­
führt. 

Abg. Dr. Stüber: Hohes Haus! "Weniger 
wäre mehr!" Das ist der unmittelbare Ein­
druck, den man bei der ersten Lektüre jener 
Stellen des Rechnungshof berichtes für das 
Verwaltungsjahr 1950, mit dem wir uns 
heute beschäftigen, beko�t, die sich in 
Lobpreisungen und in der Herl!.usstreichung 
der hellen Punkte unserer Verwaltung ergehen. 

Nun ist es zweifellos richtig, daß es seinen 
guten Sinn hat - und der Herr Bericht­
erstatter hat dies auch schon mit Recht 
hervorgehoben -, wenn der Rechnungshof 
in seinem diesmaligen Tätigkeitsbericht darauf 
hingewiesen hat, daß man über seiner kritischen 
Tätigkeit nicht vergessen dürfe, wie viele 
positive Leistungen von der Bundesverwaltung 
erbracht worden sind. Dies ist um so richtiger 
und' berechtigter, als ja gerade - wie wir 
uns erinnern - der vorjährige Bericht des 
Rechnungshofes über das Verwaltungsjahr 1949 
eine sehr unliebsame Resonanz in der Öffent­
lichkeit gefunden hat, als Entrüstung und 
Empörung über die in diesem vorjährigen 
Rechnungshofbericht aufgezeigten Ver­
fehlungen allgemein waren. Der Rechnungshof 
hat also - ich betone dies - recht, wenn 
er hier zum ersten Male der Öffentlichkeit 
klarmacht, daß er ja als das nur kritische 
Kontrollorgan zuerst nur die negativen Seiten 

168-

54. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 28

www.parlament.gv.at



1936 54. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich. - VI. G. P. - 6. Juni 1951. 

sehen kann, daß aber die Öffentlichkeit 
darüber nicht vergessen möge, wieviel Positives 
hinter diesem negativ Aufgezeigten steht. 
Er hat recht, wenn er auf Seite 1 seines 
Berichtes beginnt: 

"Es liegt i.m Wesen der Tätigkeit des 
Rechnungshofes, der als Ziel seiner Kontrolle 
stets die Vereinfachung und Verbesserung 
des Verwaltungsapparates, die möglichst weit­
gehende Einschränkung aller nicht unbedingt 
notwendigen Ausgaben und die tunlichste 
Erfassung aller Einnahmemöglichkeiten vor 
Augen hat, daß er vornehmlich jene Fehler 
und Mängel aufzeigt, . die diesem Ziele noch 
im Wege stehen. Dieser Hauptaufgabe des 
Rechnungshofes entsprechend befaßt sich auch 
dieser Bericht fast ausschließlich mit den 
eine Verbesserung erheischenden Zuständen, 
während er über die vielen, bei der Einschau­
tätigkeit immer wieder wahrgenommenen 
Lichtpunkte nicht spricht. " 

Aber, wie ich schon einleitend sagte, scheint 
uns zuviel des Guten getan, und es wäre 
unseres Erachtens nicht mehr notwendig 
gewesen, sich auch noch an vielen anderen 
Stellen im gleichen Sinne zu wiederholen, 
wie es zum Beispiel auf Seite 14 links oder 
Seite 49 rechts oder Seite 51 oben links der 
Fall ist, weil solche Wiederholungen dann 
möglicherweise in der Öffentlichkeit gerade 
das Gegenteil bewirken könnten und man 
dann vielleicht gerade annehmen könnte, der 
Rechnungshof hätte es notwendig, sich zu 
entschuldigen, daß er überhaupt da sei und 
etwas kritisiere, er hätte es notwendig, 
captationes benevolentiae zu machen, was 
den Eindruck eFlWecken könnte, als sei der 
Rechnungshof hiezu von irgendeiner Seite 
gestupst und als wäre ein drohender Finger 
im Hintergrund erhoben worden: Du böser 
Rechnungshof, geh' mit deiner Kontrolle nur 
nicht gar zu weit! Wenn ein solcher Eindruck 
in der Öffentlichkeit . entstünde, wäre dies 
jedenfalls zu bedauern. 

Auch wir Unabhängige begrüßen es von 
ganzem Herzen, wenn hier in diesem Bericht 
mit Recht festgestellt wird, daß der Gesundungs­
prozeß der öffentlichen Moral, an der ja die 
Gesetzgebung gleichen Anteil wie die Verwal­
tung hat, weiter fortschreitet. Allerdings, so 
optimistisch wie der Rechnungshof selbst 
können wir wieder nicht sein. Dieser Rech­
nungshof übersieht ja trotz allem - so um­
fassend auch seine Tätigkeit ist; auf den 
Seiten 2 bis 4 des diesmaligen Berichts 
wird ein ganzer Schiffskatalog von Amts­
stellen und öffentlichen Unternehmungen an­
gegeben, die er geprüft hat - nur einen 
relativ sehr kleinen Teil des öffentlichen 
Ganzen, und dieses öffentliche Ganze ist 

allerdings im Jahre 1950 auch mit sehr großen 
moralischen Hypotheken belastet gewesen, 
mit Skandalen und Korruptionsäffären, die 
leider noch nicht den Eindruck erwecken, 
als ob die Gesundung der öffentlichen Moral 
schon so weit fortgeschritten sei, daß man 
sich darüber freuen könnte. 

Man könnte, Hohes Haus, geradezu ein 
ganzes Korruptionsalphabet für dieses ab­
gelaufene Jahr aufstellen und man hätte es 
dabei gar nicht schwer, beim Buchstaben A 
zu beginnen mit jenem Beamten der Außen­
handelskommission Johann Angerer, der, von 
einem Kaufmann Alexander Abel zum Miß­
brauch der Amtsgewalt verleitet, in jenen 
Skandal verwickelt ist, der den Namen 
Schrottskandal traurigen Angedenkens führt. 

Man könnte weiter fortschreitend in diesem 
Korruptionsalphabet beim Buchstaben B, 
wenn man schon vom Regierungsrat Bobies, 
der ja durch die sang- und klanglose Ein­
stellung des Verfahrens gegen ihn, nehmen 
wir an, gerechtfertigt ist, absieht, jenen 
Herrn Sanford de Brun erwähnen, der einen 
Scheck auf 6920 Dollar auf die Firma Waldheim 
ausgestellt hat, wobei der angeklagte Inhaber 
dieser Firm.a nur dadurch der Bestrafung 
entronnen ist, weil ihn das Bankgeheimnis 
- Buchstabe B - geschützt hat und sich 
das Gericht im Beweisnotstand befunden hat. 
Nebenbei bemerkt, wäre es für das Hohe Haus 
höchst interessant, einen Bericht der parla­
mentarischen Untersuchungskommission über 
die drei Herren, zu denen der Herr Sanford 
de Brun gehört, zu erhalten. 

Man könnte weiter beim Buchstaben C 
insbesondere von jener Colombo-Gesellschaft 
sprechen, der. der Minister a. D. Krauland 
als Gesellschafter angehört. Wenn man das 
Wort lateinisch schreibt, könnte man auch 
von jenen Cautionen reden, von denen eine 
zum Beispiel der Herr Ing. Kucharik im 
Betrag von 50.000 S gestellt hat; dann 
wurde er freigelassen, um ins Ausland zu 
flüchten und eine Steuerschuld an den öster­
reichischen Staat in der Höhe von einer 
halben Million, dem Zehnfachen der Cautions­
summe, zu hinterlassen. Man könnte beim 
Buchstaben C auch von Dr. Carl Luxardo, 
ehemals Ministerialrat, sprechen, der sich 
eine Caution von 100.000 S leisten konnte, 
eine bei den mir bekannten Bezügen der 
Beamten erstaunliche und beachtenswerte 
Leistung. Nebenbei bemerkt ist dieser Herr 
Dr. Luxardo dann für den Betrag von 40.000 S, 
den er als "Geschenkannahme in Amtssachen" 
empfangen hat, von der Steuerbehörde, wie 
mir bekannt ist, zur Einkommensteuer­
bemessung herangezogen worden, und dafür 
hat er eine Bürgschaft oder, wenn Sie· so 
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sagen wollen, eine Caution angeboten und 
- ich glaube nicht, daß er befugt dazu war­
als Bürgen den Herrn Minister Dr. Kolb 
allgeboten. 

Man könnte bei den Buchstaben D und E 
zusammengenommen auf die zahlreichen 
Devisenvergehen und Devisenbetrügereien so­
wie auf Disziplinarverfahren verweisen, von 
deren Einleitung wir wohl erfahren, über 
deren Ergebnis wir aber auch gerne etwas 
wüßten, wie zum Beispiel beim Herrn Re­
gierungsrat Müller von der Sektion Vermögens­
sicherung im Bundesministerium für Finanzen 
und beim Herrn Ministerialrat Kalousek. 
Beim Herrn Ministerialrat Dr. Hintze hat sich 
ja der Herr Finanzminister nach seiner eigenen 
Erklärung nicht bereit gefunden, eine Diszi­
plinaruntersuchung, die Hintze selbst begehrt 
hat, gegen ihn einzuleiten, weil ohnehin in 
den verschiedenen Verfahren Kraulands auch 
der Tatbestand Hintze herauskommen würde. 
Wir wollen es hoffen, aber es geht halt gar so 
langsam ! Bei den Buchstaben D und E 
könnte man auch vom Deutschen Eigentum 
reden, von dem der Herr Finanzminister 
selbst in seiner Rede in Velden im Oktober 1950 
den bemerkenswerten Satz ausgesprochen hat, 
daß es sich langsam selbst aufzehrt, weil es 
so schlecht verwaltet wird. Man könllte bei E 
auch von dem jüngsten Eisenschieberprozeß 
von Dona witz sprechen. 

Bei F könnte man von der Fondswirtschaft 
sprechen, über die allerdings der Rechnungshof 
auch diesmal, und zwar über den Milch- und 
Fettwirtschaftsfonds, ein Wort verliert, wor­
über noch zu reden sein wird. 

Man könnte bei G dankenswerten Stoff 
über die Guggenbacher Papierfabrik, den 
größten Korruptionsfall unseres Staates, finden. 

Man könnte bei H einen kleineren Fall ins 
Auge fassen, der aber doch sehr bemerkenswert 
ist. Da ist ein Herr Friedrich Hönlinger, ein 
Kriminalbeamter der Wirts chaftspoliz ei , der 
voriges Jahr den Gastwirten und Fleisch­
hauern bedeutet hat, daß er gegen sie nach 
dem Bedarfsdeckungsstrafgesetz erstattete 
Anzeigen "beseitigen" könne, gegen eine ent­
sprechende Handsalbe natürlich. Es ist höchst 
bezeichnend, daß sich alle jene Leute, an die 
er sich gewendet hat, zu dieser Handsalbe bereit­
gefunden haben, obwohl sie nicht schuldig 
waren, nur um einer etwaigen Verfolgung 
und Scherereien mit den Behörden zu entgehen. 

Was ist mit jenem Bahnadjunkten Illetschko, 
bei dem anläßlich einer überprüfung der 
Rechnungsabteilung auf dem Franz-Jösefs­
Bahnhof grQße Unterschleifen entdeckt worden 
sind, da er zwei Jahre lang Listen über Nacht­
dienstzulagen, Rangierprämien und Fahr­
gebühren von Beamten geführt hatte, die 

es gar nicht gibt, die einfach krank oder 
abwesend waren" womit er 30.000 S zum 
Schaden des Staates veruntreut hat. 

Damit das J auch nicht fehlt, könnte man 
an den Herrn Fritz J anka vom Österreichischen 
Warenverkehrsbüro im Zusammenhang mit 
dem Schrottskandal erinnern. 

Bei K könnte man von dem Herrn Raoul 
Konitz, Gesellschafter der Klagenfurter 
Import-Export-Firma mit dem Namen 
- nomen est omen - Schleicher & Co. 
sprechen. Unter K wollen wir selbstverständ­
lich unseren alten Bekannten Peter Krauland 
nicht vergessen haben ! 

Bei L erinnere ich an den Ministerialrat 
Luxardo vom Finanzministerium, üher den 
auch die Zeitungen jüngst voll waren.' 

Bei M an Müller und bei P an die Unter­
schlagungen bei' der Post, von denen wir 
voriges Jahr gehört haben, daß unter Ver­
wendung gefälschter Unterschriften Nach­
nahmebeträge für Installationen von Telephon­
anschlüssen von mehreren Großfirmen ein­
gehoben worden sind, wobei der Schaden in 
viele Tausende geht. 
- Unter Q hat mir das Schicksal gerade 
gestern einen Fall in die Band gespielt, 
der heute auch in der Zeitung steht, den 
Namen jenes Zollbeamten Julius Quirxtner, 
des Leiters des Eisenbahnzollamtes in Pam­
hagen im Burgenland, der sich heute vor 
Gericht zu verantworten hat, weil er be­
schuldigt wird, daß er nicht "mehr und nicht 
weniger als 15 Millionen Stück amerikanischer 
Zigaretten und 17.000 I Wein als Schmuggelgut 
aus Jugoslawien zollfrei abgefertigt hat und 
dadurch dem österreichischen Staat einen 
Schaden von etwa 13 Millionen Schilling an 
Zollgebühr gegen ein Bestechungsgeld von 
15.000 S verursacht hat. 

Unter R ist der Herr Sektionsrat Dr. Jal'O 
Rambousek zu nennen. Dazu wäre einmal 
auch die interessante - Frage aufzuwerfen', 
an der die Öffentlichkeit doch ein brennendes 
Interesse hat, was mit dem Dr. Richter-Brohm 
von der VÖEST offiziell eigentlich los ist, 
ob der VÖEST-Bericht mit seinen An­
schuldigungen gegen Richter-Brohm recht hat 
oder ob die anderen recht haben, die diesen 
VÖEST-Bericht als wahrheits widrig hinstellen 
und scharf kritisieren. 

Unter S habe ich an jene Firma Seemann 
& Co. zu erinnern, bei der auch Krauland 
Gesellschafter ist, an den Schrottskandal und 
dann wieder an den Spef'rkontenprozeß, in 
den eine Reihe von Finanz- und Kriminal­
beamten verwickelt waren, an jenen Prozeß, 
der jetzt, wie Sie wissen, in Wien zum zweiten­
mal aufgerollt wird. 
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Bei T erinnere ich an die Schiebungen mit Das soll uns aber nicht dazu verleiten, die 
Textilien durch den Herrn Raoul Konitz. großen Verdienste zu übersehen, die sich die 
Außerdem werden wir uns auch einmal mit österreichische Beamtenschaft tatsächlich 
großem Interesse bemühen, Auskunft über erworben hat. Wir wissen ja auch, daß es 
jene Aufträge zu bekommen, die das Tauern- sich um Ausnahmefälle handelt, wir wissen, 
kraftwerk jüngst nach rein parteipolitischen daß die Beamtenschaft, in die. wir auch die 
Gesichtspunkten an sieben Großfirmen ver- Arbeiterschaft der öffentlichen Betriebe mit­
ge ben hat. einbeziehen, selbst das größte Interesse daran 

Bei U kommt jener Kurt Ulrich, Banken- besitzt, daß derartige Korruptionsfalle mit­
repräsentant in Amerika, Genosse des schon leidslos ausgemerzt und ausgerottet werden, 
genannten Herrn Brun, daran, und dann zur Ehre und zum Ruhm der österreichischen 
steht heute in der Zeitung jener große Uhren- Beamtenschaft, die ja zu den größten Aktiv­
schmuggel, von dem Bundesinnungsmeister posten unseres Staates überhaupt gehört. 
Römer behauptet, daß nach Österreich rund In diesem Sinne, zur Bekämpfung dieser 
ebenso viele Uhren illegal eingeschmuggelt Korruptionsfalle, würde ich mir nichts Besseres 
wie legal eingeführt werden. wünschen, als daß es auch in Österreich einen 

Unter V ist neben dem schon genannten Mann gäbe wie in Amerika jenen Mister 
VÖEST-Skandal auf die Affäre zu verweisen, Kefauver, jenen mutigen amerikanischen 

. die jüngst die Vorarlberger Bauernkammer Senator, der der Korruption mitleidslos und 
hatte, eine Affäre, die nicht von seiten eines unbarmherzig, energisch und tatkräftig den 
VdU-Blattes aufgegriffen worden ist, sondern Kampf angesagt hat, der insbesondere der 
von dem der ÖVP nahestehenden "Volks- Geschenkannahme in Amtssachen den Kampf 
boten." des Herrn Bischofs Rusch, eine Affäre, angesagt hat und dem gegenüber kein Mann so 
in die drei hohe ÖVP·Beamte verwickelt sind, hoch gestellt sein kann, daß er ihn nicht, 
weil sie ungerechtfertigt Reiserechnungen aus· wenn er Butter auf seinem Kopf hat, vor 
gestellt und die Ziegeln, die die Bauern- das Tribunal ziehen würde, und sei es auch 
kammer für öffentliche Gebäude bezogen der ehemalige Bürgermeister von New York 
hat, für ihre Privatzwecke verwendet haben. O'Dwyer. 
Dies alles wurde vertuscht, lediglich hinsicht· I Diesesfressende Geschwür, das dieser mutiO'e, 
lieh der zu Unrecht liquidierten Reisereeh· ehemalige Senator bekämpft, dieses GeschwÜr, 
nungen i� der Höhe von 28.000 bis 31.000 S das gewissermaßen zu einem Fixum laufender 
wurden dIe Betreffenden zum Ersatz verhalten; Unterstützungen politischer Organisationen 
der Ha�ptsc�ul�ige, ein gewisser Büsel, wurde geworden ist, das wünscht.e ich mir auch 
zum MIlchwrrtschaftsverband versetzt. in Österreich so wie in den Vereinigten Staaten 

Bei W hätten wir sehr nachdrücklich an bekämpft zu sehen; dann, glaube ich, wären 
jenen Herrn Egon Wachner zu erinnern, wir schon um ein gewaltiges Stück weiter 
bekannt durch die Geschichte mit dem War- und hätten es auch in der Bereinigung des 
Assets-Kredit, mit dem wir uns vor einigen Falls Krauland schon bedeutend weiter ge­
Monaten beschäftigt haben. Wir möchten bracht. 
gerne wissen, inwieweit der Herr Minister Unser Rechnungshof hätte seiner funktio­
gedenkt, dem vom Parlament beschlossenen nellen Aufgabe gemäß diese Kefauver-Rolle 
Antrag nachzukommen, die straf gerichtliche in Österreich zu spielen, aber leider reichen 
Verfolgung gegen diesen Herrn Wachner durch. die Mittel dazu nicht hin, und trotz guten 
zuführen und die zivilgerichtlichen Ersatz- Willens auf so vielen Seiten bleiben die 
ansprüche gegen ihn soweit als möglich Kritiken zur Abstellung von Mißständen in 
geltend zu machen. vielen Fällen leider noch immer ungenützt. 

Beim X ist endlich nichts anderes zu sagen, Wenn man den letzten Rechnungshof bericht 
als daß es offenbar jenes X zu sein scheint, betrachtet, hat man den Eindruck, daß 
das uns in der Öffentlichkeit so oft für ein U manchmal leeres bürokratisches Stroh ge­
vorgemacht wird. Wenn behauptet wird, droschen wird oder daß, wie Kant sagt, der 
daß es mit den Verhältnissen in unserem eine den Bock melkt und der andere ein Sieb 
Lande ohnehin zum besten stünde und daß unterhält. 
wir uns allesamt mit unseren schönen Reden 
auf dem Weg zu einer moralischen Gesundung 
befinden, so ist dies nicht so! 

Beim Z will ich mit dem Hinweis auf die 
Zuckerschiebungen und· den Zuckerskandal 
dieses Korruptionsalphabet schließen. 
(Zwischen'rufe.) Es wäre sofort noch um 
Dutzende anderer Beispiele zu vermehren. 

Der Rechnungshof beanstän<;let, das Mini­
sterium verspricht die Abstellung, und dann 
bleibt alles beim alten. So hat der Rechnungs­
hof in seinem Vorjahrsbericht auf Seite 26 
eine Reihe von Beanständungen erhoben, 
die sich mit der Geschäftsführung in der 
Buchhaltung des Bundesministeriums für Land­
und Forstwirtschaft beschäftigen. Ich zitiere 
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wörtlich: "Für die Zukunft hat das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
die bezügliche Zusicherung gegeben." Das 
heißt, die Abstellung der Mängel zugesagt. 
Im diesmaligen Bericht auf Seite 24 müssen 
wir lesen, daß der Rechnungshof dieselben 
Mängel neuerlich rügen muß. 

So einfach, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, geht das nicht! Es geht nicht an, 
daß sich ein Ministerium über Beanständungen 
hinwegsetzt und eine Zusicherung zur Ab­
stellung von Mängeln nicht einhält. Wenn 
dies weiter so geschieht, dann ist es schade, 
daß wir uns alle hersetzen und uns in lang­
wierigen und langatmigen Debatten und in 
mühevoller Ausschußarbeit mit Berichten be­
schäftigen, die letztlich zu keinem Ergebnis 
führen. 

Das gleiche gilt für das Bundesministerium 
für Handel und Wiederauf bau. Schon in dem 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für 1947 
wurde bezüglich des Bundesstrombauamtes 
mitgeteilt, daß das Bundesministerium den 
"vorgebrachten Bemängelungen, Bemerkungen 
und Anregungen Rechnung tragen wird", 
jetzt aber müssen wir auf Seite 31 lesen, 
daß "so gut wie alles beim alten" geblieben ist. 
Das sind die Worte des Rechnungshofes, 
nämlich, daß das Bundesstrombauamt beim 
gleichen, vom Rechnungshof gerügten Modus 
geblieben ist, daß das Ministerium nichts 
unternommen hat. Wohin, frage ich, soll 
es führen, wenn Ministerien die schwere ver­
antwortungsvolle Kontrolltätigkeit des Rech­
nungshofes in dieser Weise, ich muß schon 
sagen, bagatellisieren! 

Es leuchtet auch uns ohne weiteres ein, 
daß sich bei der Erstellung der einzelnen 
Rechnungshof berichte zeitliche Überschnei­
dungen ergeben können, daß es nicht immer 
möglich sein wird, eine Antwort auf eine 
Beanständung von einem Ministerium schon 
so rechtzeitig zu erhalten, daß sie bereits 
in dem betreffenden Bericht mitverarbeitet 
wird. Trotzdem scheint uns die Antwort­
freudigkeit bei einzelnen Ministerien sehr im 
argen zu liegen. Man liest da Floskeln wie: 
"Eine Antwort des Ministeriums zu dieser 
Anregung liegt noch nicht vor", oder: "Die 
Stellungnahme des Ministeriums steht noch 
aus", oder: "Eine Stellungnahme des Mini­
steriums ist bisher nicht erfolgt", und ähnliche 
Formulierungen mehr. Ich habe mir die 
Mühe gemacht, nur einige der diesbezüglichen 
negativen Feststellungen des Rechnungshofes 
anzustreichen. Sie kommen vor auf den 
Seiten 9, 23, 27, 29, 31 ,  32, 39, 40, 41, 42, 44 
und folgenden, also nicht zu knapp. 

Wir müssen daher verlangen, daß im 
nächstjährigen Tätigkeitsbericht des Rech-

nungshofes auf alle diese Stellen wiederum 
Bezug genommen wird und daß wir von den 
Antworten der Ministerien, wenn sie sich 
doch vielleicht herbeilassen sollten, solche zu 
geben, Kenntnis bekommen. Keinesfalls dürfen 
die p. t. Ministerien auf unsere Vergeßlichkeit 
spekulieren. 

Und nun komme ich zu den konkreten 
Beanständungen, die der Rechnungshof bei 
den einzelnen Ressorts vorbringt. Ich will 
mich hier �urz fassen, einerseits deshalb, 
weil· wir bereits im Ausschuß Gelegenheit 
hatten, eine Reihe von Punkten durch direkte 
Fragen an die Herren Minister zu klären, 
anderseits; aber auch deswegen, weil ich 
glaube, daß das Grundsätzliche wichtiger ist 
als die einzelnen Details. Ich begnüge mich 
daher nur mit einigen Hinweisen auf die mir 
am wichtigsten scheinenden Dinge. 

Auf Seite 5 wird vom Rechnungshof mitge­
teilt - ich darf vorlesen -: "Die Veräußerung 
eines aus den Beständen der Bundespolizei­
direktion Klagenfurt ausgesonderten Personen­
kraftwagens, die nicht im Wege des Doro­
theums, sondern gegen Erlag des Schätzwertes 
von 3500 S an einen Beamten des Bundes­
ministeriums für Vermög�nssicherung und 
Wirtschaftsplanung erfolgt war," usw .. wird 
gerügt. "Bundesministerium für Vermögens­
sicherung und Wirtschaftsplanung" hat vor­
weg in unseren Ohren einen schlechten Klang, 
aber ich möchte gerne fragen, wie es der 
Beamte im Jahre 1950, in dem es kein solches 
Ministerium mehr gegeben hat, zuwege ge­
bracht hat, daß er gegen den Erlag des Schätz­
wertes den Wagen um 3500 S bekommen hat � 

Auf Seite 11 rechts unten wird zum Bundes­
ministerium für Unterricht eine Einschau 
bei der Bundeslehr- und Versuchsanstalt für 
Textilindustrie in Wien, V., Spengergasse, 
behandelt. Auch hiezu haben wir im Ausschuß 
bereits Stellung -genommen. Die Sache scheint 
mir aber denn doch 'so wichtig, daß ich auch 
hier einige Worte darüber verliere. 

Diese Textilfachschule gehört zu den be­
deutendsten ihrer .Art in ganz Europa. Es 
hat überhaupt nur drei solche Textilfach­
schulen gegeben; ob die beiden anderen heute 
noch existieren, weiß ich nicht; die zweite 
war in Reichenberg und die dritte in Mittel­
deutschland. Die Absolventen dieser Schule 
bekamen ein Maturitätszeugnis, und in diesem 
war eine Abgangsklausel enthalten, auf die 
besonderer Wert zu legen war; stellte sie doch 
ganz genau die berufliche Eignung des Matu­
ranten für die Privatwirtschaft spezifiert dar. 
Seit 1945 ist nun diese Abgangsklausel ge­
strichen, und das bringt für die betreffenden 
Absolventen der Schule einen bedeutenden 
Nachteil mit sich, weil sie nun in der Industrie 

159 
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nicht mehr in gehohenen Stellen, sondern nur einen anderen Verein überwiesen worden, 
mehr als untergeordnete Hilfsarbeiter ver- wobei ich zugebe, daß ich seinen Namen nicht 
wendet werden. kenne, der, glaube ich, dem Vernehmen nach 

Und warum dieser Nachteil für die Matu. das Geschäft dann durchgeführt hat. Ich 
ranten? Einfach darum, weil sich - wie das betone, daß ich hier nicht Dinge erzähle, die 
in dem Lied von Raimund heißt: "Da streiten im Märchenbuch stehen, sondern daß ich sehr 
sich die Leut' herum I': - das Bundesmini- gute Zeugen habe, die für meine Behauptungen 
sterium für Unterricht mit dem Bundes- einstehen werden, daß ich aber jetzt vorläufig 
ministerium für Handel herumstreitet und den Rechnungshof bitte, sich mit dieser 
bis zur Stunde noch nicht geklärt ist, wer bei Angelegenheit intensivst zu beschäftigen; die 
diesen Kompetenzstreitigkeiten eigentlich Durchläufer müssen sich ja in den Büchern des 
Recht behalten wird. Wir wünschen sehr, Bundesministeriums für Unterricht finden. 
daß diese Kompetenzstreitigkeiten zum Wohle Nun komme ich weiter zur Seite 14 des der Schule, der Schüler und der Lehrer rasehest Berichtes und möchte hier nur ganz kurz befriedigend beendet werden; denn in dieser zu der Feststellung des Rechnungshofes: "Im 26klassigen Schule hat es zum Beispiel ein gesamten Bundesgebiet standen mit Beginn Jahr lang überhaupt keinen Mathematik- des Jahres 1950 rund 140.000 Arbeitslose im professor gegeben; schließlich ist einer bestellt Unterstützungsbezug (gegenüber rund 90.000 worden, der aber auch schon anderswo be-
schäftigt ist. Alles das sind Miß- und Übel- im Jänner 1949)", sagen, daß mir dies doch 

nicht eine besonders bedeutende Leistung auf stände, deren Abstellung mir der Herr Bundes- dem Weg zu dem uns von der Regierung 

::
i:��e�r

h�:�,
rr!:�t ;e

e:p:;c
i�:� hat, und versprochenen Ziel der Vollbeschäftigung zu 

sein scheint; wenn ich auch zugebe, daß dü� 
Oberhalb dieser Stelle des Rechnungshof- im folgenden Absatz des Rechnungshof­

berichtes kommt auch die Museumsleitung berichtes hiefür gegebenen teilweisen Be­
vor. Es wird von den Museumsschätzen gründungen der Erweiterung der Arbeitslosen­
gesprochen, und das soll mir das Stichwort unterstützung sicher stimmen. 
für eine andere Angelegenheit geben, die in Ich komme zur Seite 23, wo von jenen diesem Rechnungshofbericht nicht erwähnt öffentlichen Verwaltern die Rede ist, die sich ist, bezüglich derer ich aber dem Rechnungshof vielfach eigenmächtig übertrieben unange­die Anregung gebe, sich in seinem nächsten messe ne Honorare zuzubilligen verstanden Tätigkeitsbericht dafür zu interessieren. Es haben. Über diese Tätigkeit der öffentlichen handelt sich nämlich um folgenden Tat- Verwalter wissen wir J'a alle, die /Wir hier sind, bestand: Der Verein der Muscumsfreunde 
hat alljährlich vom Bundesministerium für genug. Wir wissen, daß sie nicht durchaus 

Unterricht. eine Subvention von 3000 S er- befriedigend war und daß es genugsam vor­

halten. Das mag durchaus in Ordnung sein, gekommen ist, daß solche· öffentliche Verwalter 

wahrscheinlich ist die Subvention für die volks- ihr Augenmerk darauf konzentrierten, Firmen, 

kundlieh und wissenschaftlich wertvollen die sie verwaltet haben, in Grund und Boden 
zu ruinieren. Wenn der Herr Finanzminister Zwecke dieses Vereines der Museumsfreunde 

eher zu niedrig als zu hoch. Man stelle sich �::af.ia::!� ��:h:;t:i�::n!p��l ;:n 
a!t;e;����:� daher die Freude der Leitung des Vereines 

der Museumsfreunde vor, als der Verein Verwaltern möglichst rasch Schluß gemacht 
werde und man sie möglichst bald entbehren plötzlich 50.000 S erhielt. Leider war nur könne, so wird er uns Unabhängige bei diesem ein kleiner Pferdefuß, ein Haken dabei, edlen Streben sicherlich an seiner Seite finden. nämlich die Bestimmung, daß der Verein 

von diesen 50.000 S 47.000 S an eine namentlich Ich komme weiters auf 'Seite 24 des Rech­
genannte Baufirma weiterzuüberweisen hätte. nungshofberichtes zu der Angelegenheit des 
Nun fügte es der Zufall, daß dies gerade jene Lacknerhofes. Hier möchte ich den späteren 
Baufirma war, die mit deri Umbauarbeiten Rednern nicht den Stoff vorwegnehmen, da 
an der in Pötzleinsdorf gelegenen Villa des diese Angelegenheit vor allem von einem 
Herrn Ministers Hurdes beschäftigt war. Herrn der Sozialistischen Partei im Ausschuß 
Die Vereinsleitung hat es abgelehnt,. diese behandelt worden ist und ich mich daher 
Transaktion durchzuführen, worauf das nicht mit fremden Federn schmücken will, 

- Bundesministerium für Unterricht dort vor- Aber etwas will ich doch . dazu sagen, Bei 
stellig geworden ist, der Vorstand möge sich diesem Lacknerhof handelt es sich in Kürze 
doch nicht so "stemmen und zieren" und möge darum, daß das Bundesministerium für Land­
diese kleine Gefälligkeit erweisen. Aber der wirtschaft der Kammer eine Subvention von 
Vorstand ist fest geblieben. Da sind die 100.000 S gegeben hat und daß es diese 
47 .000 S vom Bundesministerium für Unter- Kammer verstanden hat, durGh Schwindeleien 
richt wieder zurückverlangt worden und an I - so steht es im Bericht - dem Bundes. 
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ministerium noch weitere Hunderttausende, anlagte Steuer handelt, keineswegs eine so 
in summa 400.000 S, herauszulocken, und daß großzügige Hand hat, das aber, wenn es sich 
es damit noch nicht sein Ende haben soll, um solche Stellen wie die Außenhandels­
sondern wir vielmehr die angenehme Aussicht kommission handelt, offenbar bei der Nachsicht 
haben, daß das Bundesministerium für Land- große Toleranz walten läßt. Auch das gefällt 
und Forstwirtschaft hier noch weitere 150.000 S uns nicht. Es soll an allen Stellen mit gleichem 
wird zuzahlen dürfen. Maß gemessen werden, und es kann nur die 

Woher � frage ich mich. Offenbar aus jener Steuermoral unterhöhlen, wenn derartig enorme 
Post des Budgets für 1950, die da im Ka- Abschreibungen bekannt werden. 
pitel 19 Titel 8 § 13 Untertitel 3 mit 5 Mil- Ich habe den Herrn Bundesminister für 
linen Schilling verzeichnet steht. Von diesen Finanzen bereits im Ausschuß darauf aufmerk-
5 Millionen Schilling, die wir bei der vorjährigen sam gemacht, daß ich so zufällig bei einem 
Budgetdebatte für die Förderung der Milch- Weg, den ich im Handelsgericht hatte, zwei 
wirtschaft beschlossen haben, hat also das Rechtsanwälte reden hörte, die sich zum 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt- größten Entzücken und zum Gaudium der 
schaft 10 Prozent allein für Investitionen auf Umstehenden darüber unterhalten haben, wie 
dem Lacknerhof hinausgeschmissen, der in leicht es sei, vom Bundesministerium für 
15 Jahren nicht einmal uns gehören wird, Finanzen auch in manchmal durchaus nicht 
sondern entschädigungslos und ohne Anspruch 

I 
gerechtfertigten Fällen S.teuererleich�.erungen 

wieder aus unserem Eigentum einem Fremden zu erhalten. Ich kann mcht nachprufen, ob 
übergeben werden wird. Wenn das geschieht� das stimmt; denn selbstverständlich hätten 
werde ich mich nicht wundern, wenn wir im mir die Rechtsanwälte über ihre Causa keine 
Bundesrechnungsabschluß für das Jahr 1950 Auskunft gegeben. Der Herr BJUldesminister 
eine wesentliche Überschreitung dieser Post für Fina�zen hat zugesagt, daß er jedenfalls 
Kapitel 19 Titel 8 § 13 Untertitel 3 finden den Fragen der Steuerabschreibung und des 
werden. Steuernachlasses sein besonderes Augenmerk 

Meine Damen und Herren! So geht das zuwe:r:':den wiyd. �ch meine nic�t die Steuer­
nicht . Die betreffenden Ministerien haben sich n�chlasse bel �emen Leuten l� der Lan�­
an die Ansätze· zu halten, die wir bewilligen, wlrtscha,ft und 1m Gewerbe. - ?el den Arbelt­
sonst machen wir uns selbst zum Narren und nehmern kommt es ohnehm mcht vor, denn 
unsere ganze Tätigkeit ist überflüssig ' i bd denen wLd ja die Steuer sofort auf dem 

• 

..

, 

' . I kürzesten und direktesten Weg einbehalten, De
T
s .. �e1te:en �ochte ICh no?h auf SeIte �7 und die sind die bravsten und pünktlichsten des atlgkeltsbenchtes. verweI�en: w� es m Steuerzahler. Ich habe bei Kleinbetrieben, 

�er rechten Spalte hel
.
ßt: "Hl1:1slChthc� der im Kleingewerbe, bei kleinen Landwirtschaften 1m § 5 Abs 2 der landWIrtschaftlIchen Wieder- und bei Bergbauern dUrchaus nichts einzu­a�fbauverord�ung vorgesehenen Ko

.�
trolle d�r wenden, wenn in Fällen absoluter Zahlungs­

�ldmungsgemaßen Verwendung gewahyter Bel- unfähigkeit Steuernachlässe gewährt werden, hIlfen durch Fondsorgane mußte dIe Fest- aber bei den Großen, die zahlen können, und stellung gemacht werden, daß der vom Rech- bei der Außenhandelskommission habe ioh nungshof anläßlich der �be�prüfung des sehr wohl etwas einzuwenden, wenn Steuer­Rechnungsabschlusses 1947 m dIesem Belange geschenke in der Höhe von zweieinviertel e�hobenen �orderung. trotz gegeben�r Zu- Millionen Schilling gemacht werden. SIcherung bIS zum ZeItpunkt der Emschau Nun komme ich auf Seite 37 unten und nicht Rechnung getragen �de." Also drei 

I 
Seite 38 oben zu jener Importgesellschaft - es J�hr:

l
lang, vom Jahre 1947 bIS zum Jaltre 1950, tut mir leid, wenn ich Sie ermüde, aber ich mch . muß dies noch anführen -, von der es im 

Wir könne� uns al.le .nur �u einem .d�ingenden Rechnungshofbericht heißt: "Dadurch, daß 
Appel� an dIeses .

MimsterIUm veremlgen, daß die Kohlenlieferverträge von einer vom Bund 
es semen von Ihm selbst gegebenen Zu- für die Kohlenimporte allein autorisierten 
sicherungen doch gefälligst wenigstens im Importgesellschaft abgeschlossen werden, 
Jahre 1951 nachkommen möge. blieben die Interessen der ÖBB. hinsichtlich 

Auf Seite 28 des Tätigkeitsberichtes wird der Auswahl der Gruben, der Kohlensorten 
beanständet, daß dem Staate durch die Tätig- und ihrer Qualität nicht so berücksichtigt, wie 
keit der Außenhandelskommission Millionen- es für ihre Bedürfnisse am' vorteilhaftesten 
beträge an Gebühren entgangen sind. Und gewesen wäre." Es scheint sich also bei dieser 
schließlich sind Gebühr:en in der Höhe von Importgesellschaft um so eine Art "inländische 
2,280.000 S vom Bundesministerium für TOLAS A. G." zu handeln. Jedenfalls ist für 
Finanzen nachgesehen worden, von jenem diese Tätigkeit, die hier der Rechnungshof 
Mini!terium, das, wenn es sich um kleine bemängelt, ein Handelsnutzen von rund 
Steuerträger, um Lohnabzugssteuer oder ver-. 5% Millionen Schilling für die Jahre 1947 
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bis 1949 reichlich viel, wobei ich noch frage, : Rechnungshof feststellt, daß dazu die Er­
ob dieser Handelsnut.zen wirklich nur 5 % Mil- stellung einer Schillingeröffnungsbilanz not­
lionen Schilling oder doch nicht vielleicht .1 wendig sein wird. Das wieder hat zur Voraus­
einige Millionen Schilling mehr betragen hat. setzung" daß sich das Hohe Haus endlich doch 

Und jetzt komme ich schließlich auf Seite 39 berei� findet, das, was d.ie. Wir�.
schaft so

. 
not­

zu jenem Punkt, wo es da heißt, daß 80 bis wendIg braucht, �as Schdhnger�ffnungsbilan� -

90 Waggon noch unverwendete Ersatzteile gesetz 
.
zu ?es�hheßen. �uch �Ier werden S.le 

für Güter- und Personenwagen � .  heute teil- u�s, dIe . WIr Ja b�kannthch emen Antrag In 

weise schon unter Gebüsch versteckt, von dem dI�ser RIChtung emgebracht haben, an Ihrer 

sie überwuchert sind - in einem Bahnhof SeIte finden. 

lagern und kein Mensch sich um diese Be- Somit bin ich am Schlusse meiner Aus­
stände kümmert; dies im Zeichen der außer- führungen. Ich möchte anerkennen, was der 
ordentlichen Materialnot. Auch das, meine Rechnungshof auf Seite 1 feststellt, daß er 
Damen und Herren, im Zusammenhang mit seine ungeheure Tätigkeit mit nur 65 Prüfungs­
den weiteren Dingen, daß da Mengen an Tor- beamten bewältigen muß. Dies ist eine um so 
stahl, Kupfer- und Aluminiumkabeln im Freien größere Leistung, als wir ja nur einen Teil 
lagern wo sie jedem fremden Zugriff ausgesetzt seiner Tätigkeit sehen, während die gute 
sind oder der Vernichtung entgegengehen, andere Hälfte die Kontrolle der Länder, der 
auch dies, Hohes Haus, ist, gelinde gesagt, um Gemeindeverbände und der Gemeinden mit 
die Dinge beim rechten Namen zu nennen, ein über 20.000 Einwohnern betrifft. 
Skandal, der schlmmigst abgestdlt werden Ich wiederhole auch hier meine Anregung, 
muß. die ich schon im Ausschuß gegeben habe, ob 

Und nun noch als letztes zu der Seite 48, es nicht vielleicht günstig und empfehlenswert 
wo der Rechnungshof von den öffentlichen wäre, frühere Militärwirtschaftsorgane, Leute, 
Unternehmungen spricht, zu jenem Satz, der die sich das beste Ansehen und den Ruf 
mir als der vielleicht gewichtigste und schwerst- unbestechlicher Sauberkeit. erworben haben, die 
wiegende des ganzen Berichtes erscheint, zu zum Teil noch aus den Zeiten der ehemaligen 
jenem Satz nämlich: "Dem Staate sind auch österreichisch-ungarischen Monarchie stammen, 
in diesem Jahre Erträgnisse aus den ver- Intendanten, Proviantoffiziere, Rechnungs­
steuerten Reingewinn�n für Anteilsrechte des offiziere, Rechnungsführer, Verpflegsbeamte 
Bundes nicht zugeflossen. Dieser Zustand ist uSW., bei den Einschauen des Rechnungshofes 
insofern unbefriedigend, als eine große Anzahl zur Unterstützung heranzuziehen. 
von verstaatlichten Unterneh�ungen Er- Im übrigen aber möchten wir dem Rech­
träge aufweist, die gesetzlich in einen . Fonds nungshof das variierte Wort zurufen: Landgraf, 
zu fließen hätten." bleibe hart ! In dem Sinn stimmen wir Unab-

Und ob dieser Zustand unbefriedigend ist ! hängigen für den Antrag auf Billigung · des 
Der Herr Bundesminister W a ld b r u n n e r  hat Berichtes. (Lebhafter Beifall beim KdU.) 
uns im Ausschuß Auf klärung über die Steuer- Abg. Honner : ßehr geehrte Damen und 
leistungen der verstaatlichten Betriebe ge- Herren ! Bei der Behandlung des Rechnungs-

. geben. Er hat sie mit der Summe von hof berichtes in der Sitzung des Rechnungshof-
130 Millionen Schilling für das Jahr 1949 und ausschusses am 31 .  Mai dieses Jahres gab der 
215 Millionen Schilling für das Jahr 1950 be- Abgeordnete der Volkspartei G e i s slin g e r  
kanntgegeben. Wir waren zufrieden, dies z u  seiner Freude darüber Ausdruck, daß der 
hören, und wir anerkennen auch, daß hin- Rechnungshof eine neue Art der Bericht­
sichtlich des hier von mir herausgehobenen erstattung gefunden habe. Er sagte dabei, 
Satzes seine Erklärung etwas für sich hat, daß die Einschauberichte der Vergangenheit 
daß es sich hier um die Grundstockindustrien einer gewissen Presse ein sehr willkommenes 
handelt und diese Grundstockindustrien Material gegeben hätten, um über die Korrup­
Investitionen brauch�n, die aus. den Rein- tion der österreichischen Verwaltung loszu­
erträgnissen durchgeführt ·wurden. Alles recht ziehen. Diese neue Art der Berichterstattung 
schön und gut, aber wir wollen einmal die des Rechnungshofes besteht nach Meinung 
Ziffern, die Bilanzen und die Gewinn- und des Abg. Geisslinger darin, daß in dem vor­
Verlustrechnungen der öffentlichen Unter- liegenden Bericht eine gerechte Verteilung 
nehmungen haben. Wir begrüßen es daher von Licht und Schatten vorgenommen wurde. 
außerordentlich, wenn uns der Rechnungshof In dieser Behauptung des Abg. Geisslinger ist 
verheißt, in seinem nächstjährigen Bericht der versteckte Vorwurf gegen den Rechnungs­
Bilanzen, Gewinn- und VerIustrechnungen hof enthalten, daß seine früheren Berichte 
anhangsweise anzuschließen. einseitig, tendenziös gefarbt gewesen seien. 

Wir legen aber auch mit Nachdruck den Solche versteckte und offene Vorwürfe gegen 
Finger auf jene Stelle des Berichtes, worin der I den Rechnungshof konnte man in der Ver-
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gangenheit von ÖVP-Seite des öfteren hören, 
und es scheint , uns, daU der Rechnungshof 
dem damit auf ihn ausgeübten Druck nach­
gegeben hat und daher diesmal mehr von den 
Licht- als von den Schattenseiten der öffent­
lichen Verwaltung spricht. 

Als im vorigen Jahr der Rechnungshof­
bericht für das Jahr 1949 veröffentlicht wurde, 
stellte das sehr angesehene Wirtschaftsblatt 
"Der österreichische Volkswirt" fest, daß 
der Bericht ein umfangreiches Sündenregister 
organisatorischer Unzulänglichkeiten, an Un­
wirtschaftlichkeiten, Schlamperei, mangel­
hafter Überwachung, übermäßigen Repräsen­
tationen und Repräsentationsaufwänden, 
Wohnungsluxus, offenkundiger Korruption und 
Unterschlagungen aufgedeckt hat. Wir sind 
nun nicht so naiv, zu glauben, daß sich dieses 
so charakterisierte System unserer öffentlichen 
Verwaltung in dem einen Jahr, das inzwischen 
vergangen ist, · so gründlich zum Besseren 
gewendet hätte, daß von alledem, was seiner­
zeit vom "Österreichischen Volkswirt" an­
geführt wurde, nichts mehr übrig geblieben 
wäre. Die Fälle von Mißwirtschaft, Schlamperei 
und offenkundiger Korruption, die in der 
Zwischenzeit nicht bereinigt wurden, und jene 
Fälle, die neu dazugekommen sind - es ist 
heute eine alphabetische Liste von A bis Z 
vorgelesen worden -, beweisen zur Genüge, daß 
in unserer öffentlichen Verwaltung noch lange 
nicht aUes so ist, wie es in einem geordneten 
Staatswesen und in einer Verwaltung, die 
Anspruch auf Sauberkeit erhebt, sein müßte. 

Der Wahlkampf um den neuen Bundes­
präsidenten hat dies übrigens bestätigt ; 
besonders in seiner zweiten Phase, in der 
die beiden Regierungsparteien einander 
der Korruption bezichtigten. Die Wahlparole 
der SPÖ : "Wer für Gleißner stimmt, der 
stimmt für Krauland !" war deutlich genug, 
denn der Name Krauland ist ja geradezu 
das Sinnbild, das Symbol der Korruption. 
Aber der Fall Krauland selbst ist auch ein 
gutes Beispiel für das Korruptions-Ping-Pong� 
Spiel der Koalitionsparteien. 

Als im vorigen Jahr um den Tätigkeits­
bericht des Rechnungshofes eine sehr lebhafte 
öffentliche Diskussion entstand, griff auch das 
ÖVP-Organ "Das Steirerblatt" in diese Dis­
kussion ein. Es schrieb am 27. Mai 1950 
folgendes : Der Kampf um die Sauberkeit ist 
ganz schön, aber er darf nicht auf Kosten des 
guten Rufes der Regierung gehen. Dieser 
Ruf ist nicht weniger wichtig als die Moral. 
Man wird vielmehr an die Gepflogenheiten des 
alten österreichischen Offizierkorps denken 
müssen, wo es ja auch Sitte war, die Ver­
fehlungen eines Kameraden im engsten Kreis 
zu behandeln, um die Angelegenheit nicht an 
die große Glocke zu hängen. 

Es scheint uns, daß sich die Regierungs­
parteien, nach einigen Wochen scheinbar 
heftiger gegenseitiger Fehde und gegenseitiger 
Korruptionsbeschuldigungen, nunmehr auf der 
Grundlage dieser altösterreichischen Offiziers­
moral wieder geeinigt haben. 

In der Ausschussdebatte über den vor. 
liegenden Tätigkeitsbeticht des Rechnungs­
hofe,,; konnte man bereits beobachten, daß, nun 
nach vollzogener Wahlschlacht wieder glücklich 
vereint, die größten Anstrengungen gemacht 
werden, zuzudecken, statt aufzudecken, die 
im Wahlkampf angedeuteten Korruptions­
fälle doch lieber im engem, kleinen, ver­
schwiegenen Kreis zu erledigen, statt sie an 
die große Glocke der Öffentlichkeit zu hängeJ;l. 

In der erwähnten Sitzung des Rechnungshof­
ausschusses am 31 . Mai dieses Jahres bliesen 
nämlich die Vertreter der SPÖ in dasselbe 
Horn wie ihr ÖVP-Kollege Geisslinger. 
Auch sie machten dem R�chnungshof den 
Vorwurf, daß er in seinen früheren Berichten 
die bei seiner Einschautätigkeit wahrge­
nommenen Lichtpunkte zu wenig hervor­
gehoben habe, so daß in der Öffentlichkeit 
der Eindruck entstehen konnte, als ob in 
der Verwaltung des Staates das eine oder 
andere nicht in Ordnung wäre. Auch sie, die 
Vertreter der SPÖ, stellten mi.t Genugtuung 
fest, daß sich der vorliegende Tätigkeits­
bericht des Rechnungshofes in der Öffentlich­
keit sehr wohltuend auswirken werde. Der 
einfache Staatsbürger, der sich im Wahlkampf 
die gegenseitigen Beschuldigungen der 
Koalitionsbrüder anhörte, mag sich jetzt, 
nachdem er bei beiden Koalitionsparteien das 
Bemühen . feststellt, einander wieder rein­
zuwaschen, an das bekannte Zitat erinnern, 
das sagt : Es will mich schier bedünkell, daß 
beide ganz erbärmlich - riechen. 

Nun eine kurze allgemeine Feststellung 
zum Rechnungshofbericht. Tatsächlich kann 
man bei diesem Tätigkeitsbericht feststellen, 
daß die positiven Leistungen der Staats­
verwaltung über Gebühr hervorgehoben ' und 
unterstrichen werden, daß in dem Bestreben, 
Versäumtes nachzuholen, weidlich über die 
Schnur gehauen wurde. Gerade dies bestärkt 
uns in der Meinung, daß man den Rechnungs­
hof unter einen bestimmten Druck gestellt 
hatte und ihn so dazu brachte, diesmal viel 
mehr von den Licht- als von den Schattenseiten 
unserer Verwaltung zu sprechen. Wir sind 
aber der Auffassung, daß der Rechnungshof 
in erster Linie dazu da ist, die bestehenden 
Mißstände aufzuzeigen, an ihnen Kritik zu 
üben, sich, wenn es nötig ht, zwecks ihrer 
Abstellung an die Öffentlichkeit zu wenden 
und die · Öffentlichkeit gegen diese Mißstände 
zu m.obilisieren. Dies wäre besonders dort 
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am Platze,  wo es sich herausstellt, daß trotz 
wiederholter Hinweise auf bestehende Mängel, 
Mißstände und Unzukömmlichkeiten nichts 
getan wurde, um diese zu beseitigen. 

Um nur ein Beispiel zu nennen, verweise 
ich auf die Kritik des Rechnungshofes am 
Landwirtschaftsministerium, bei dem . noch 
jedesmal und in jedem Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes festgestellt werden mußte, 
daß es die ihm zl"lgewiesenen Budgetmittel 
nicht bestimmungsgemäß verwendet. Aber 
das Landwirtschaftsministerium schert sich 
weder um die Beschlüsse des Parlaments 
noch um die Kritik des Rechnungshofes. 

An den Rechnungshof selbst möchten wir 
die ernste Mahnung richten, das Vertrauen, 
das ihm bis heute Parlament und Öffentlich­
keit entgegenbringen, nicht dadurch aufs 
Spiel zu setzen, daß er einem unzulässigen 
Druck und einer unzulässigen Einmischung 
in seine Pflichten und Aufgaben nachgibt. 

Wir müssen uns auch ga.nz ent.schieden 
gegen die Versuche verwahren, die Kritik an 
der Gebarung der öffentlichen Verwa1t,ung in 
einen Angriff auf die Beamtenschaft des 
Staates umzufälschen. Niemand denkt daran ! 
Wenn es auch vorgekommen ist und weiter 
vorkommen wird, daß einzelne Beamte ihre 
Stellung mißbrauchen, sich zu Werkzeugen 
von · Schiebern, Spekulanten und Betrügern 
hergeben, so wird es deswegen keinem Menschen 
einfallen, die Staatsbeamten als Ganzes als 
ein Konsortium von Betrügern und Korrup­
tionisten hinzustellen. Aus der Tatsache, 
daß sich einzelne Beamte bestechen ließen 
- meist waren es solche, die es auf Grund 
ihrer gehobenen Stellung gar nicht nötig 
gehabt hätten -, wird kein vernünftiger 
Mensch die Schlußfolgerung ziehen, daß unsere 
gesamte Beamtenschaft korrumpiert und be­
stechlich ist. Wir alle wissen, wie erbärmlich 
schlecht die Lebensbedingungen · des Gros 
unserer Beamtenschaft sind, wie völlig un­
zureichend ihre Besoldung ist, und dennoch 
verrichtet diese Beamtenschaft pflichteifrigst 
ihre Arbeit, obwohl der Staat seine Pflichten 
ihr gegenüber mehr als vernachlässigt und 
für die berechtigten Forderungen der Staats­
beamten und der Angestellten des Staates 
nichts als kalte Ablehnung übrig hat. 

Wenn der Wille und die Meinung unserer 
Staatsbeamten mehr Geltung hätten, als es 
derzeit der Fall ist� würde manches in unserem 
Staate anders und besser sein. Es scheint 
uns, daß es nötig war, abermals festzustellen, 
daß sich die Kritik an der Gebarung der 
Staatswirtschaft . und des Staatshaushaltes 
nicht gegen die Beamten, sondern gegen die 
Regierung und gegen die verantwortlichen 
Minister richtet1 die dem Pa.rlament gegenüber 

die Verantwortung tragen. Sie allein, die 
Regierung und die Minister, tragen die Ver­
antwortung dafür � wenn es in unserem Staate, 
in unserer Verwaltung und in der Wirtschaft 
unseres Landes Unordnung, Schlamperei, Miß­
wirtschaft . und Korruption gibt. Daß es 
eine solche gibt und daß kein ernsthafter 
Kampf dagegen geführt wird, ist in der 
breitesten Öffentlichkeit trotz aller Schein­
kämpfe und aller Vertuschungsmanöver all­
gemein bekannt. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an 
die Millionenschiebungen der Marshall-Ein­
käufer mit Sanford de Brun an der Spitze, 
die mit Wissen verantwortlicher österreichi­
scher Regierungsstellen den österreichischen 
Staat um schwere Millionenbeträge geschädigt 
haben. Es wurde wohl ein parlamentarischer 
Unterausschuß eingesetzt, von dem seinerzeit 
die "Arbeiter-Zeitung" schrieb, daß die Mit­
wirkung sozialistischer Mandatare die Gewähr 
dafür biete, daß hier wirklich in alle Einzel­
heiten hineingeleuchtet wird ; aber die Öffent­
lichkeit hat bis heute nicht erfahren, welchen 
Umfang diese Schiebungen hatten und was 
gegen die Schuldigen unternommen wurde. 

Ein anderer Großschieber mit österreichi­
schen Staatsgeldern war der rumänische DP 
Egon Wachner, der einen großen Teil des 
sogenaIlllten 10 Millionen Dollar-War Assets 
Kredits verpulverte. Auch in diesem Falle 
wurde eine Untersuchung begonnen, es wurde 
auch ein Teilbericht über die Ergebnisse 
dieser Untersuchung veröffentlicht, der aber 
so gehalten war, daß er den Großschieber 
Wachner entlastete ; dann wurde die Unter­
suchung überhaupt eingestellt. Im Dezem­
ber 1950 wurde dieser Millionenschie ber 
Wachner auf einen neuen Posten gesetzt : 
er wurde Generalvertreter der verstaatlichten 
Schoeller-Bleckmann-Werke in den USA. 

Viel Staub haben im vorigen Jahr die großen 
Sperrkontenschieberprozesse in Wien und in 
Graz aufgewirbelt. Die Zustände, die im Grazer 
Sperrkontenschieberprozeß aufgedeckt wurden, 
waren so haarsträubend, daß sich selbst der 
Staatsanwalt zu der Feststellung v�ran1aßt 
sah, daß der Fisch beim Kopf zu stinken an­
fängt. Es hatte sich nämlich im Verlauf der 
Prozeßführung herausgestellt, daß in diese 
Schiebungen sehr hohe, einflußreiche Persön­
lichkeiten, deren Namen allerdings nie genannt 
wurden, verwickelt waren und daß auch 
Nationalräte beider Koalitionsparteien bei 
umfangreichen Sperrkontenfreigaben inter­
veniert haben. Während des Prozesses selbst 
erfolgten zahlreiche Interventionen führender 
einflußreicher Persönlichkeiten, ohne Zweifel 
in der Absicht, selbst das Gericht dazu zu 
bringen� zu vertuschen, statt aufzudecken. 
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Allgemein bekannt sind die Schiebungen lieh nur einem gedient ist, nämlich · dem 
mit der Guggenbacher Papierfabrik, die der Kommunismus."  
ÖVP, und mit der Papierfabrik Steyrermühl, Im gleichen Sinne schrieb die "Arbeiter� 
die der SPÖ um einen Pappenstiel zugeschoben Zeitung" schon am 12. September vorigen 
worden sind. Als es im Februar dieses Jahres Jahres in einem Artikel, betitelt "Das Gerede 
wegen der Guggenbacher Papierfabrik zu einer von der Korruption" : Das Gerede von der 
kleinen Auseinandersetzung zwischen Volks· Korruption ist Wasser auf die Mühlen Moskaus. 
partei und SPÖ kam, schrieb das ÖVP. Die es verbreiten - nämlich das Gerede von 
"Steirerblatt" vom 8. Februar drohend : "Oder der Korruption -, sind Helfershelfer der 
hat die SPÖ die Geschichte vom Kauf der Kommunisten. Wir - die Sozialisten - sind 
Steyrermühle ganz vergessen 1 Mit der Er. gegen dieses Gerede. 
klärung, der Betrieb sei regelrecht gekauft Mit andcl'en Worten : - die beiden Koalitions­worden - um sechs Millionen Schilling -, parteien denken nicht daran, der Korruption 
dürfte wenig get.an sein, wenn nachgewiesen und den Korruptionisten an den Leib zu rücken. 
wird, daß der Wert des Objektes heute Sie mögen sich ruhig weiter ausbreiten und 
mindestens 60 Millionen Schilling ist. " Die weiter den österreichischen Staat schädigen, 
SPÖ hat, so muß man annehmen, in die Ver· das ist ganz in Ordnung, daran ist nichts 
schleuderung der Guggenbacher Papierfabrik auszusetzen, nur soll darüber ja nichts in 
an die ÖVP eingewilligt und dafür die Ein- der Öffentlichkeit verlauten und gesprochen 
willigung der ÖVP erhalten, die Steyrermühl werden, sonst könnten die Kommunisten 
aus Staats besitz statt um 60 Millionen Schilling daraus politischen Nutzen ziehen. Bei einem 
um sechs Millionen Schilling, also um ein solchen Verhalten darf man sich denn auch nicht 
Zehntel des Wertes, zu erwerben. wundern, daß die Korruption in _unserem 

Die "Salzburger Nachrichten" schrieben Lande und in unserer Wirtschaft in der 
am 4. März dieses Jahres, daß die Geschichte Regierungsära F i gl - S c h är f iil Verbindung mit 
der Guggenbacher Papierfabrik bei weitem der sogenannten Marshall-Politik und Marshall­
nicht der einzige Fall dieser Art ist. Einer Hilfe zur Blüte gelangt ist und sich ständig 
der größten Korruptionsskandale sind die ausbreitet. 
Riesenschiebungen leitender Persönlichkeiten Dafür kann man auch zwei Beispiele aus 
bei den VÖEST·Werken in Linz, die den der j üngsten Zeit anführen, die der sozia­
österreichischen Staat um Summen betrogen listische Koalitionspartner selbst geliefert 
haben, die in die hunderte Millionen Schilling hat, allerdings noch während des Wahlkampfes. 
gehen. Die seit fast einem Jahr in Gang In der "Arbeiter-Zeitung" vom 22. Mai dieses 
befindliche Untersuchung ist noch immer nicht Jahres wird von einer Millionenschiebung bei 
abgeschlossen, aber sehr deutlich sind auch der Ausgleichskasse berichtet. Das ehemalige 
hier bereits Bestrebungen feststellbar, auch Warenverkehrsbüro hatte den Exporteuren 
diesen Riesenskandal im Sand verlaufen zu Exportabgaben vorgeschrieben ; diese Beträge 
lassen, offenbar aus dem Grunde, weil beide hätten dazu verwendet werden sollen, die 
Koalitionsparteien auch in dieser Sache Butter teuren ausländischen Lebensmittel oder Kohlen 
auf dem Kopf haben. Bei jedem Skandal noch, im Preise zu verbilligen. Den Exporteuren 
wo der eine Koalitionspartner den Versu�h wurden zwar 70 Millionen Schilling an Export­
unternahm, einen Zipfel des Geheimnisses zu 11 abgabe vorgeschrieben, tatsächlich wurden 
lüften, um dem anderen Koalitionspartner eines aber nur 20 Millionen Schilling eingehoben. 
auszuwischen, drohte sofort der andere mit Der Rest wurde den Exporteuren - den 
gleichen Enthüllungen, und dann wurde es armen Teufeln von Exporteuren ! - geschenkt. 
sofort wieder still. Haust du meinen Juden, so Aber auch über die Verwendung der 20 Millionen 
hau' ich deinen Juden ! - nach diesem Grund- Schilling, die abgegeben wurden, verweigern 
satz werden in der Koalition Korruptionsfälle die zuständigen Stellen jede Auskunft. An­
zwischen den Parteien der Regierungskoalition geblich hat sich das Finanzmini.sterium 
erledigt. 5 Millionen Schilling für ßinen Geheimfonds 

. . behalten und der Rest von 15 �fillionen 
A� 8. Fe�rua� dieses Jahres schrIeb das Schilling ist der ÖVP-Handelskamm�r zu­"Sterrerblatt de. ÖVP, nachdem es ausge- g h t worden Dafu"" r wurde bekannt 1 d di SPÖ di S '" 1 1 esc anz . , 

p audert hatte, . aß e e teyrermu 
1 

- d ß d ÖVP-Blatt das Leibblatt des Herrn 
Papierfabrik u� ein Zehntel ihres Wertes I:g. Ja:lius Raab, die "Neue Wiener Tages­g

h
ekauft und mIt ab

A
g
b
ewe

l
rtetem �eld

d 
bez��t zeitung" , durch die Handelskammer unter 

atte, folgendes : " er assen WIr aso 1e d T"tel Gewerbeförderungsdienst" eine 
ÖVP hat hisher von der Möglichkeit, sich z� . ::lich� Sub�ention von 100.000 S erhält. 
revanchieren, keinen Gebrauch gemacht, weIl J 
sie weiß, daß mit der Diskriminierung auch 
zweifelhafter staatlicher Funktionäre schließ-

Aus einer parlamentarischen Anfrage der 
sozialistischen Abgeordneten P r o b s t · und-
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Genossen wurde ein neuer Korruptionsfall Ansprüche auf Ersatz der gemachten Investi­
in den Tagen unmittelbar vor der Wahl tionen stellen kann, die weit höher sind als 
bekannt, in den die Firma Internationale der veranschlagte Betrag von rund 500.000 S. 
Werbegesellschaft, IWG, verwickelt ist. Diese Der Besitzer des Lacknerhofes, Hohes Haus 
in den Händen der ÖVP befindliche Firma - das muß man wissen, und wenn man es 
mietet den Inseratenteil der "Neuen WiEner weiß, ist alles klar -, ist nämlich Mitglied 
Tageszeitung" ,  des Blattes des Herrn des Österreich ischen Bauernbundes der ÖVP. 
Ing. Julius Raab, gegen eine Pauschalsumme So hilft die ÖVP ihren politischen Freunden 
von 660.000 S jä.hrlich, die IWG hingegen und Anhängern auf Kosten des Staates und 
zahlt bei einem Umsatz von jährlich 7 bis der Steuergelder der Staatsbürger. (Zwi8chen-
10 Millionen Schilling dem österreichischen rufe.) 
Staat nur 18.000 S Pacht. Die anfragenden Auch über den Wiederaufbaufonds des 
SPÖ-Mitglieder verschwiegen allerdings, daß Landwirtschaftsministeriums . führt der Rech­
die Inserate der verstaatlichten Betriebe nungshof Beschwerde, und zwar nicht zum 
zwischen den beiden Inseratenfirmen der erstenmal. Die vorgesehene Kontrolle über 
Regierungsparteien, der SPÖ-Konzentrat.ion die widmungsgemäße Verwendung gewährter 
und der Internationalen Werbegesellschaft I Beihilfen ist bis jetzt nicht durchgeführt 
der ÖVP, zu gleichen Teilen auch geteilt worden, obwohL es vom Rechnungshof von 
werden. Dies bringt für jedes der beiden Jahr zu Jahr immer wieder gefordert wird. 
Parteiinseratenbüros j ährlich 80.000 S ein, Das Landwirtschaftsministerium kümmert sich, 
wobei die Inserate gar nicht erscheinen wie ich schon sagte, weder um die Beschlüsse 
müssen. Hier sehen Sie, meine Damen und des Parlaments noch um die Kritik und die 
Herren, die engste Verquickung von Politik Forderungen des Rechnungshofes ; es wird 
und Geschäft, von Politik und Korruption. daher auch verständlich, warum die kleinen 

Wenn ich vorhin die in unserem Land und mittleren Bauern, namentlich jene, die 

herrschende · Korruption mit der Marshall- nicht der ÖVP oder ihrem Bauernbund 

I P li ik V b' d b h h angehören, immer wieder darüber klagen, p an- 0 t in er In ung rac te, so at 
daß sie keine Beihilfen bekommen können. dies seine volle Berechtigung, ist ja doch 
Wenn man das alles weiß, dann ist es auch die ganze Marshallplan-Politik und Marshall-

Hilfe auf Bestechung aufgebaut, ja die Korrup- ver stä.ndlich , warum das Bundesministerium 

tion ist zum System dieser Politik erhoben für Land- und Forstwirtschaft trotz gegebener 
worden. Wirtschaftsfachleute haben errechnet, Zusicherungen keine Kontrolle dieses Wieder­
daß mehr als ein Achtel der Marshall-Hilfe aufbaufonds und der gewährten Beihilfen 

wünscht. durch Korruption verschwunden ist. Es ist 
Bel'm fuoor Bundesministerium Inneres 

:i:rli::!���iC���i;:i�:�!ri��tes 
N�:�te�e��� tauchten bei der Einschaukontrolle herren-

nungshofes, daß über die Verwendung der lose 1 ,800.000 S auf, die noch aus der Zeit des 
Marshall-Gelder selbst nicht entsprechend Lebensmittelausgleichsfonds stammen und im 
ausgesagt wird. Haushalt des Landwirtschaftsministeriums 

fehlen ; aber weder das eine noch das andere 
Aus der Fülle -der Beanstandungen des Ministerium haben diesen Betrag von 1 ,8 Milli-

Rechnungshofes, die er im Zusammenhang onen Schilling bei ihrer Buchführungs­mit seiner Einschautätigkeit im Jahre 1950 kontrolle bemerkt. 
macht, möchte ich nur einige hervorheben. Besonders empörend ist, was beim Bundes-

Beim Vermögenssicherungsreferat . der Vor- ministerium' für soziale Verwaltung zu der Art 
arlberger Landesregierung stellte es sich heraus, der Tätigkeit der Arbeitsinspektorate gesagt 
daß ehemalige Naziliegenschaften, die dem wird, wobei ich gleich hinzufügen möchte, 
Staat verfallen waren, zwar anderen zur daß ich diese · Kritik keineswegs an die Adresse 
Benützung übergeben wurden, daß aber kein der Arbeitsinspektoren dchte, sondern gegen 
Benützer dieser Liegenschaften bisher dem die groben Vernachlässigungen, die hier seitens 
Staat ein Entgelt geleistet hat. Es ist ganz des Ministeriums vorliegen. Im Jahre 1 949 
klar, daß es sich dabei nur um Günstlinge erfolgten bei einem Stand von 160.000 vor­
der ÖVP handeln kann. (Zwischenrufe.) gemerkten Betrieben in rund 28 Prozent aller 

Die Landwirtschaftskammer Tirol hat den vorgemerkten Betriebe, das sind nur 45.000 
sogenannten Lacknerhof in St. Johann für Betriebe, Inspektionen. Würde dieser Zustand 
15 Jahre gepachtet, den Hof, von dem hier andauern, so würde das bedeuten, daß ein 
auch schon die Rede war, um dort einen Lehr- Betrieb im Durchschnitt nur jedes vierte Jahr 
hof und eine Melkerschule zu errichten. durch die Arbeitsinspektion kontrolliert 
Das Schönste an giesem Pachtvertrag ist : werden könnte. In Tirol würde ein Betrieb 
jedoch, daß er die Klausel enthält, daß die nach dem derzeitigen Stand der Arbeits­
Kammer nach Ablauf der Pachtzeit keinerlei inspektion nur jedes achte Jahr einmal kon-
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trolliert werden können und zur Überprüfung 
gelangen. Wenn man sich demgegenüber vor 
Augen hält, daß die Zahl der Arbeitsunfälle 
von rund 75.000 im Jahre 1947 auf rund 
88.000 im Jahre 1948 und auf rund 103.000 im 
Jahre 1949 gestiegen ist, dann ist es unserer 
Auffassung nach nur recht und billig, wenn 
man kategorisch verlangt, daß mit diesem Zu­
stand schleunigst Schluß gemacht 'wird. Die 
Ausrede auf den Mangel an geeigneten Kräften 
zur Durchführung der Arbeitsinspektion darf 
nicht mehr geduldet werden. Mit der Praxis, 
im Interesse steigender Profite bei möglichst 
geringen Ausgaben mit dem Leben und der 
Gesundheit der Arbeiter und der Angestellten 
Schindluder zu treiben, muß unverzüglich 
Schluß gemacht werden, sie muß unverzüglich 
ausgemerzt werden. Wenn man sagt, es gibt 
nicht genug geeignete Kräft,e, die sich für dieses 
Amt eines Arbeitsinspektors eignen würden, so 
antworten wir darauf, daß es unter der Ar­
beiterschaft und der Angestelltenschaft Öster­
reichs genügend Personen gibt, die bei einiger 
Schulung für den Dienst als Arbeitsinspektoren 
geschult und herangezogen werden könnten. 
Die Ausrede "Mangel an geeigneten Kräften" 
kann und darf im InteresSe unserer öster­
reichischen Arbeiterschaft, die wahrlich mit 
Sorgen genug zu kämpfen hat, nicht mehr 
länger geduldet werden . .  

Das sind die Bemerkungen, die wir vom 
Linksblock zum Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes zu machen haben. 

Abschließend erkläre ich namens des Links­
blockes, daß dieser dem vorliegenden Tätig­
keitsbericht des Rechnungshofes trotz mancher 
ihm anhaftender Mängel seine Zustimmung gibt. 

Inzwischen hat Präsident Dr. G o r b a c h  
den Vorsitz übernommen. 

Abg. Weikhart : Hohes Haus ! Es ist das 
selbstverständliche Recht der Opposition, ge� 
rade den Tätigkeitsbericht des- Rechnungshofes 
zum Anlaß zu nehmen, um Kritik zu üben. 
Aber wenn ich da meinem Vorredner folge, 
dem es nicht paßt, daß in diesem Tätigkeits­
bericht des Rechnungshofes mehr Licht- als 
Schattenseiten aufgezeigt werden, so finde ich 
es ja begreiflich, daß der Herr Abg. Honn er, 
der gewöhnt ist, im Sumpf zu wühlen, sich nicht 
wohl fühlt, wenn einmal mehr Licht als 
Schatten vorhanden ist. Er bezweifelt, daß 
sich innerhalb eines Jahres etwas geändert 
haben kann. Er hat vielleicht diesen Tätig­
keitsbericht zu wenig studiert. Denn innerhalb 
eines Jahres hat sich tatsächlich vieles zum 
Besseren und zum Guten gewendet. Daß 
Mängel vorhanden sind, will niemand be­
streiten ; daß diese Mängel, wie sie �urch die 
Kontrolle des Rechnungshofes aufgez8!gt 

werden, abgestellt werden müssen, ist eine 
Selbstverständlichkeit. Aber wenn der 
Abg. Honner den Fall Dr. Krauland hier in 
die Debatte geworfen hat, dann glaube ich, 
es müßte auch Honner und der Kom­
munistischen Partei bekannt sein, daß die 
Angelegenheit Dr. Krauland in irgendeiner 
Form im Gerichtssaal ihrer Erledigung zu­
gehen wird. 

Er macht gewissermaßen auch meiner 
Fraktion einen Vorwurf, daß sie im'Rechnungs­
hofausschuß bei der General- und Spezial­
debatte dem Rechnungshof für seine geleistete 
Arbeit sowie den Beamten und öffentlich 
Bediensteten für die im Rechnungshofbericht 
ausgedrückte Pflichterfüllung den Dank aus­
spricht. Auch hier müssen wir mit voller 
Genugtuung feststellen : Es hat sich tatsächlich 
etwas geändert, und das soll uns mit Stolz 
und mit Freude erfüllen. Keine Rede davon, 
Herr Abg. Honner, daß unsere _ Fraktion im 
Rechnungshöfausschuß nur mit einem Wort 
an den Rechnungshof eine Aufforderung ge­
richtet hätte, hier seine Kritik oder sonstwie 
seine Stellungnahme zu beschönigen. Im 
Gegenteil. Wir haben den Rechnungshof im 
Rechnungshofausschuß gebeten - und Wll' 
wollen diese Bitte auch im H-ause aus­
sprechen -, auf strengste Sparsa.mkeit bei der 
Verwaltung der Staatsgelder zu achten und 
eine strenge Objektivität und damit eine straffe 
Kontrolle auch in aller Zukunft durchzuführen. 

Der Abg. Honner hat auch den Namen 
de Brun hier in der Debatte aufgeworfen. Ich 
glaube wohl, daß das Parlament in abseh­
barer Zeit Gelegenheit haben wird, auch zu dieser 
Frage Stellung zu nehmen. Aber eines kann 
ich Ihnen schon sagen : Es wird weder etwas 
vertuscht noch sonst irgend etwas gefärbt. 
Im Gegenteil. Gerade in dieser Frage wird ver­
sucht werden, Licht in das Dunkel hinein­
zubringen. 

Es wurde ferner auch der VÖEST-Skandal 
von ihm in die Debatte gezogen. Wir alle, 
wie auch der Abg. Honner, wissen, daß 
Dr. Richter-Brohm nach wie vor in Unter­
suchungshaft sitzt und die Angelegenheit 
VÖEST aller Wahrscheinlichkeit in einem 
Gerichtssa8J einer Entscheidung zugeführt 
wird. 

Weiters wurden auch die Inserate ange­
führt, die sich die beiden Koalitionsparteien 
aufteilten. Wenn man im GII;l,shaus sitzt, 
lieber Abg. Ronner, soll man nicht mit Steinen 
werfen (Abg. Dr. Pittermann: Auf die USIA 
werten !) - auf die USIA werfen, ganz 
richtig ! Ich habe hier die "Volksstimme" 
vom vergangenen · Sonntag, und wenn ich sie 
aufschlage, bin ich erstaunt über die Inserate 
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und darüber, daß sich die Leser der V-olks­
stimme" besonders für ein Großinse;�t der 
Pottendorfer Spinnerei, für die Sirius­
Grün bach -Aktiengesellschaft mit ihrem 
Steinkohlenbergbau und für die Wiener 
Lokomotivfabrik interessieren. Scheinbar 
brauchen die Leser der "Volksstimme" Loko­
motiven, Dampfkessel, Straßenwalzen und 
Straßenaufreißer zum normalen Hausgebrauch. 
Wir sehen ferner die Inserate der Glanzstoff­
Fab��k, der Wiener Glashüttenwerke, der 
St. Agydyer Eisen- und Stahlwerke, der Rax­
Werke oder der Wiener Brückenbau A. G. 
So können wir das in weiterer Folge fort­
setz�n.  Ja, es ist interessant, daß die Georg 
S�hICht A. G. in Atzgersdorf, die nie etwas 
mJt Fleisch- und Wurstwaren zu tun gehabt 
hat, sondern, wie jedes Schulkind in diesem 
La�de weiß, nur mit Margarine, Speiseöl und 
SpeIsefetten, unter der "usiatischen" Ver­
waltung in Ermangelung von anderem schon 
auf Wurst- und Fleischwaren gekommen ist. 
Auch dieser Sektor nimmt nicht jenen Auf­
schwung und nicht jenen Umsatz an den man 
sich gerne vorstellt. Über diese Ang�legenheit 
kann man also mit uns nicht debattieren, 
denn da müßten wir sagen : Ja, hier sind die 
geheimen Verträge mit der USIA und der 
Kommunistischen Partei ! (Zwi8chenrufe und 
Gegenr�tfe. ) 

Aber nun zum Tätigkeitsbericht. Der vor­
li�gende Bericht des Rechnungshofausschusses 
gIbt uns die Möglichkeit, die Unterschiede 
zwischen autoritären und demokratischen 
Staatssystemen auf dem Gebiete der öffent­
lichen Rechnungslegung festzustellen. Es wird 
ohne Zweifel kaum möglich sein, daß man in 
Spanien oder in einem der volksdemokratischen 
Länder und Staaten einen Tätigkeitsbericht 
dieser A.l't in voller Öffentlichkeit diskutieren 
kann. Es wird in diesen genannten Staaten 
a�ch kaum einer Opposition, wenn es überhaupt 
e�ne gibt, die Möglichkeit gegeben werden, 
?lllen solchen Tätigkeitsbericht als Grundlage 
Ihrer Kritik über die Arbeiten der Regierung 
und der Verwaltung zu verwenden. 

Die
. 
heutige Parlamentsdiskussion zeigt uns, 

daß eIne Demokratie, die eine von ihr selbst 
gewählte und selbst eingerichtete Kontroll­
möglichkeit auszunützen versteht nichts zu 
verheimlichen und nichts zu verbergen hat. 
Der Bericht zeigt uns, daß eine solche Kon­
�,rolle auch ?-otwendig ist. (Zwi8chenrufe.) Sie 
1st notwendIg zur Feststellung von Mängeln, 
?,ber. auch - und das möchte ich der Opposition 
In dIesem Haus sagen - notwendig zur Fest­
stellung der Güte und Sauberkeit, zur Fest­
stellung der Arbeit, der Leistung und der 
Wirtschaftlichkeit. Es soll bei der Kritik nicht 
immer das Negative, sondern es soll auch das 
Positive besonders hervorgehoben werden. 

Die Arbeit des Rechnungshofes kann daher 
von allen verantwortungsbewußten Staats­
bürgern unserer Republik nur begrüßt werden. 

Wenn der Rechnungshof in seinem Bericht 
Mängel feststellt, so müssen sie nicht nur be­
hoben, sondern es müssen nach unserer Ansicht 
auch, wenn diese Mängel eine Besonderheit dar­
stellen, die hiefür Verantwortlichen zur Rechen­
schaft gezogen werden. 

Wenn da, wie auch die Vorredner schon fest- ­
gestellt haben, die Landwirtschaftskammer 
für Tirol glaubt, daß sie mit den Förderungs­
�tteln des Bundes, also mit Staatsgeldern, 
emfach tun und lassen kann, was sie will, dann 
soll di�ser Beric.ht und diese Kritik zeigen , daß 
d�m nIcht so sem kann. Es ist unmöglich, daß 
em Vertrag von bloß 15 Jahren Dauer einer 
Landwirtschaftskammer die Grundlage dazu 
g�bt, für ein Unternehmen, für die Errichtung 
emer Melkerschule, wie wir gehört haben, 
d�n . Lacknerh�f, vorerst 500.000 S zu präli. 
mInIeren, um dIese Schule damit zu finanzieren 
und dann einfach diese 500.000 S ohne jedwed� 
B�gründung, wie der Rechnungshofbericht 
zeIgt, auf 820.000 S zu -erhöhen. Wenn wir 
daraus noch ersehen, wie die Deckung - voll­
zogen werden soll, daß zu diesen 500.000 S für 
im Finanzprogramm festgelegte Umbauten 
Investitionsbauten, für diesen Hof 170.000 S 
aus Landesmitteln von Tirol, 150.000 S a�s 
eigenen Mitteln der Landwirtschaftskammer 
für Tirol sowie 100.000 S aus den Mitteln des 
Bundes und der Rest aus Beiträgen der Wirt­
schaftsverbände aufgebracht werden sollen, 
und wenn wir ferner sehen, daß die Landwirt­
schaftskammer für Tirol hier ein wahres Roß. 
täuscherkunststück vornimmt, eine Art 
Bauernfängerei gegenüber dem Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
betreibt, dann müssen wir schon sagen : So 
etwas kann und darf es in der zweiten Republik 
nicht geben l Es ist an sich schon eine Frage, 
ob ein Investitionsprogramm für ein verhältnis­
mäßig kleineres Bauvorhaben ohne jedwede 
Begründung von 500.000 auf 820.000 S erhöht 
werden kann. Und wenn wir aus diesem Be­
richt ersehen, daß der Bund nicht, wie verein­
bart, 100.000 S, sondern bereits 400.000 S dafür 
bezahlt hat und weitere 150.000 S zur Zahlung 
zugesagt hat - und das alles bloß für ein 
Projekt über einen Pachtvertrag von 
15 Jahren ! -, dann können wir nur sagen : 
Das ist ein bißchen zu viel ! 

Wenn wir -außerdem feststellen müssen daß 
aus Mitteln des Milch- und Fettwirtschafts­
verbandes schon im Jahre 1947 für die Aus­
bildung von Melkern der Landwirtschafts. 
kammer für Tirol 150.000 S zugewiesen 
wurden, für diesen Zweck aber nur 1 8.000 S 
verwendet wurden, dann ist hier schon 
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die Frage aufzuwerfen : Wer zählt zu den 
Verantwortlichen solcher Abmachungen, 
welches "kaufmännische Genie" besitzt denn 
die Landwirtschaftskammer in Tirol, daß sie 
in ein Projekt fast 1 Million Schilling hinein­
pulvert, um es 15 Jahre darauf ohne geringste 
Wiedererbringung dieser Kosten einfach 
vollends zu verlieren 1 

Das gleiche können wir von der Landwirt­
schaftskammer in Tirol auch bei dem Er­
holungsheim für land- und forstwirtschaftliche 
Arbeiter in Schwendt in Tirol feststellen. Das 
Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft hat sich bereit erklärt, einen ein­
maligen Betrag in der Höhe von 147.000 S 
für diesen Zweck zuzuschießen. Die Landwirt­
schaftskammer für Tirol geht einfach über 
diesen Betrag hinaus, ohne vorher mit dem 
Landwirtschaftsministerium in Verbindung zu 
treten, und gibt für diesen Zweck weitere 
298.000 S ohne Befragung des Ministeriums 
aus. Klar und für einen Außenstehenden ver­
ständlich wird das, wenn man dann sieht, daß 
die ganze Liegenschaft, nachdem in sie 
investiert wurde und sie damit einen erhöhten 
Wert darstellt, vollends in den Besitz der 
Landwirtschaftskammer für Tirol übergeht. 

An diesen beiden Beispielen soll nur gezeigt 
werden, daß es in Zukunft nicht so gemacht 
werden soll. Aber es soll nicht nur Kritik 
geübt werden, sondern es sollen auch tat­
sächlich jene Herren, die eine solche Ver­
anlassung treffen, zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

Wir haben aber in diesem Bericht auch ge­
sehen, daß die verstaatlichten Betriebe einer 
sehr weitgehenden Kritik unterzogen wurden. 
Wir können hier, wenn wir von verstaatlichten 
Betrieben sprechen, sagen, daß es ja immer die 
sogenannte "freie Wirtschaft" war, die stets 
gegen die verstaatlichten Unternehmungen und 
Betriebe Sturm geblasen hat, und gerade VOll 

dieser Seite aus wurden immer voreilige 
Prophezeiungen über ihren raschen Unter­
gang abgegeben. Der vOl'liegende Tätigkeits­
bericht zeigt uns, daß aUe und insbesondere 
diese mystischen Prophezeiungen der Bundes­
kammer-Kamarilla auf die einfachste Weise 
ad absurdum geführt. wurden. 

Bevor ich näher darauf eingehe, möchte ich bei 
dieser Gelegenheit nur auf das stenographische 
Protokoll der Sitzung vom 8. Oktober 1947 
verweisen. Unsere Partei hat damals einen 
Minderheitsantrag gestellt. Er lautet : "Der 
Rechnungshof wird ausdrücklich ersucht, die 
Gebarung der verstaatlichten Betriebe zu 
überprüfen." Es folgte dann die Begründung 
hiezu. 

Dieser Antrag wurde damals von Seite der 
Österreichischen Volkspartei abgelehnt, und 

der Abg. M ü l l n e r  hat dazu Stellung ge­
nommen. Es ist ganz interessant, wenn wir 
diese Stellungnahme aus der damaligen Zeit 
auf den jüngsten Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes beziehen. Er sagte unter anderem : 

"Sie haben" - damit meinte er die 
Sozialistische Partei - "nun die Kontrolle 
der verstaatlichten Betriebe angeführt. . . .  
Diese Kontrolle der verstaatlichten Betriebe 
soll jenen Zustand unmöglich machen, den 
wir alle befürchten, daß nämlich die ver­
staatlichten Betriebe nicht so arheiten, wie 
wir es wünschen. " 

"Ich erlaube mir daher", so meinte der 
Abg. Müllner, "die Frage näher zu beleuchten :  
Wie ist ein solcher Betrieb, wie ist eine solche 
Aktiengesellschaft zusammengesetzt 1 In einem 
solchen Betrieb gibt es einen Vorstand, einen 
Aufsichtsrat, eine Kontrollabteilung, eine 
Überprüfung durch 'Virtschaftsprüfer, und 
wir haben auch die Mitwirkung der Betriebs­
räte vorgesehen. Es 'ist also eine weitgehende 
Kontrolle vorhanden. Nun soll auch der 
Rechnungshof zur Kontrolle herangezogen 
werden. Wenn also erst der Rechnungshof alle 
Mißstände abstellen müßte, die trotz dieser 
vielen Kontrollorgane entstehen könnten, dann 
muß ich" - so meinte damals Abg. Müllner -
"doch feststellen, daß die vorher genannten 
Organe, also der Aufsichtsrat, der Vorstand 
oder sonst irgend welche verantwortlichen 
Funktionäre ihr Amt nicht erfüllt hätten . " . 

"Ich frage mich", so meinte der Abgeordnete 
Müllner weiter, "nun : Warum soll es hier 
unbedingt notwendig sein, noch auf der Kon­
trolle des Rechnungshofes als letztem 
Rettungsanker zu bestehen, wenn diese Organe 
ihre Aufgabe erfüllen 1 Wichtig ist doch vor 
aHem, daß wir uns für die Aufstellung der 
Gewinn- und Verlustrechnungen interessieren. 
Wenn etwa die Verantwortung für das Defizit 
von diesen Organen abgezogen und dem 
Rechnungshof übertragen werden sollte, dann, 
meine sehr verehrten Damen und Herren" , 
meinte der Abg. Müllner, "gelangen Sie zu 
folgendem Zustand : Wenn jemand nicht mehr 
weiter kann und dieses oder jenes Defizit hätte, 
dann könnte er sagen, der Rechnungshof 
kontrolliert ja die Gebarung ! "  

"Wenn Sie" - er meinte damit die sozia­
listischen Abgeordneten, die Sozialistische 
Partei - "die Schwächen dieser Organe 
fühlen, so ist deren Feststellung nur berechtigt. 
Wir wissen, daß die verantwortlichen Organe 
in verstaatlichten Betrieben dann, wenn sie 
mehr Politik betreiben als sie praktisch wirt· 
schaften, eben nicht fahig sein werden, solche 
Betriebe zu führen." - Der Herr Abg. Müllner 
scheint vielleicht damals schon ' in weiser 
Voraussicht die Affäre Dr. Krauland vor· 
besprochen zu haben. 
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Aber, wenn es dann in seiner Rede weiter 
heißt : "Sie wollen zahlreiche Kontrollinstanzen, 
Beratungen und Ausschüsse, aber die Verant. 
wartung für die Tätigkeit in der Wirtschaft 
wollen Sie nicht auf sich nehmen !", dann sehen 
wir gerade auf Grund des Rechnungshof. 
berichtes, daß hier auf dem Sektor der ver· 
staatlichten Betriebe die vollste Verantwortung 
übernommen wurde. 

Ich glaube, unbekümmert um die politische 
Einstellung können wir es nur begrüßen, wenn 
der Rechnungshof auf diesem in verschiedener 
Hinsicht angefeindeten Sektor folgende her­
vorragende Erfolge feststellt : 1 .  Ausweitung 
der Produktion, 2. Senkung der Kosten, 3. hohe 
Betriebsmoral, 4. Fleiß, Ausdauer, nennens­
werte Leistungssteigerung sowie Ordnung und 
Sauberkeit. 

Daß es in so vielen und so großen Unter­
nehmungen und Betrieben auch Mängel gibt, 
das soll absolut nicht verschwiegen werden. 
In Unternehmungen, die fast 100.000 Personen 
beschäftigen und die von 1948 auf 1949 eine 
Steigerung des Jahresgewinnes um 72·4 Prozent 
zu verzeichnen ha,ben, in Unternehmungen, 
deren Umsätze sich wertmäßig - in den 
Preisen per 30. Juni des vergangenen Jahres 
berechnet - um 54 Prozent erhöht haben, 
kann es auch Mängel aufzuweisen geben. Aber 
diese aufzuweisenden Mängel werden durchaus 
nicht die Größe und das Positivum vermindern, 
das hier vom Rechnungshof, beziehungsweise 
durch den Tätigkeitsbericht des Rechnungs­
hofes herausgestellt wird. 

Ich glaube, auch ein weiteres Märchen ist 
durch den Tätigkeitsbericht des Rechnungs­
hofes zerstreut worden. Entgegen ver­
schiedenen Meinungen glauben viele Menschen 
in unserem Staate, in unserer Republik, daß 
die verstaatlichten Betriebe keine wie immer 
gearteten Steuerleistungen erbringen. Im 
Rechnungshofausschuß wurde die Steuer­
leistung der verstaatlichten Betriebe im Jahr 
1950 mit einem runden Betrag von etwas mehr 
als 200 Millionen Schilling angegeben. 

Und noch etwas Erfreuliches ist hier fest­
zustellen, gerade vielleicht deswegen fest­
zustellen, weil es ja von der Seite der "freien 
Wirtschaft", von der Seite der Privatwirtschaft 
immer wieder Gehässigkeiten für den Sektor 
der verstaatlichten Betriebe gegeben hat. Es 
ist erfreulich, feststellen zu können, daß im 
Jahre 1949 allein von diesen verstaatlichten 
Unternehmungen 1 Y2 Milliarden Schilling an 
Aufträgen für die Privatindustrie vergeben 
wurden. 

Man könnte sagen, allen Feinden zum Trotz 
heißt es auf Seite 48 im Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes : "Die vom Rechnungshof 
durchgeführten Erhebungen haben ergeben, 

daß die verstaatlichte Industrie mit der Auf­
wärtsentwicklung der österreichischen Wirt­
schaft Schritt halten konnte." Und weiter : 
"Die Rentabilität des in der verstaatlichten 
Industrie investierten Kapitals (Verzinsung 
des investierten Kapitals) erreichte, wenn 
vom Kohlenbergbau und von der Ersten 
Donau-Dampfschiffahrts-Gesellr3chaft sowie von 
den im Anlauf befindlichen Betrieben abge­
sehen wird, rund 6 Prozent und entspricht 
ungefahr der in der Privatindustrie üblichen 
Verzinsung. " 

Weiters wollen wir auf Seite 51 hervorheben : 
"Mit der Bekanntgabe der Bemängelungen 
erfüllt der Rechnungshof nicht nur seine gesetz­
liche Pflicht, sondern er glaubt auch insoweit 
einen im weiteren Sinne konstruktiven Beitrag 
zu leisten, daß durch die Auswirkungen seiner 
Tätigkeit letzten Endes die Fabrikate der ver­
staatlichten Industrie verbilligt, deren Pro­
duktivität und Rentabilität gesteigert sowie 
zusätzliche produktive Arbeitsplätze geschaffen 
und dadurch eine krisenfreie Wirtschaft mit 
dauernder Vollbeschäftigung erreicht werden 
kann. "  

Wenn wir uns dabei aber noch vor Augen 
halten, wie diese Betriebe im Jahre 1945 aus­
gesehen haben, wie sie zerbombt und in Schutt 
und Asche lagen, wie sie als Ruinen dagestanden 
sind, ist gerade diese Bemerkung des Rech­
nungshofes in seinem Tätigkeitsbericht das 
Licht, das etwa nun der Herr Abg. Honner so 
stark bemängelt und kritisiert hat, es ist das 
Licht, das uns alle, unbekümmert um unsere 
politische Einstellung, mit einem gewissen 
Stolz und einer gewissen Freude erfüllt. 

Ich glaube abschließend sagen zu müssen, 
daß auf die Beamten des Rechnungshofes kein 
wie immer gearteter Druck ausgeübt wurde 
und daß die Beamtenschaft des Rechnungs­
hofes ihre Pflicht gegenüber diesem Staat rest­
los erfüllt hat und deswegen auch den Dank 
dieses Hauses verdient. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich noch eine 
Anregung geben. Wir haben vor einiger Zeit 
aus dem Munde des Herrn Finanzministers 
gehört, daß mit gewaltigen Steuerrückständen 
oder schlechten Eingängen, insbesondere bei 
der Einkommen-,  Körperschaft- und Gewerbe­
steuer zu rechnen ist, daß dieser Rückstand 
beiläufig die runde Summe von zwei Milliarden 
Schilling ausmachen wird. Ich glaube wohl, 
daß wir auch hier das Augenmerk des Rech­
hungshofes darauf richten sollen, daß er 
ergründe, wieso es möglich ist, daß auf der 
einen Seite, auf der Seite der Arbeiter und 
Angestellten, die Steuerverpflichtungen restlos 
erfüllt werden, auf der anderen Seite aber 
bis zu einer Summe von zwei Milliarden 
Schilling Steuerrückstände zu verzeichnen sind. 
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Dieser Bericht erfüllt uns mit Stolz und einen Auftrag zu Bauarbeiten gegeben 
Freude, weil er zeigt, daß es in unserer Republik habe. 
Österreich trotz allen Wirrnissen der Nach- Der Herr Abg. Stüber hat versucht, sich aus 
kriegszeit: trotz mehr als sechsj ähriger Be- der Situation so herauszuziehen, daß er 
satzungsdauer, trotz Schwierigkeiten sonder gesagt hat : "Ich betone, daß ich hier nicht 
Zahl wieder aufwärts geht und daß es vor Dinge erzähle, die im Märchenbuch stehen, 
allem einen Leitspruch gibt : Sauberkeit und sondern daß ich sehr gute Zeugen habe, die 
Korrektheit - das oberste Gebot der öffent- für meine Behauptungen einstehen werden, 
lichen Verwaltung. (Starker Beifall bei der daß ich aber jetzt vorläufig den Rechnungshof 
SPO.) bitte, sich mit dieser Angelegenheit intensivst 

Bundesminister für Unterricht Dr. Hurdes : zu beschäftigen. " 
Hohes ' Haus ! Ich habe mich zu einer Richtig- Dazu stelle ich folgendes fest : Ieh ersuche 
stellung zum Wort gemeldet. Ich war zu Be- ebenfalls den Rechnungshof, sich mit dieser 
ginn der Debatte · über den Bericht des Rech- Angelegenheit intensivst zu beschäftigen und 
nungshofes in diesem Saal nicht anwesend, möglichst umgehend das Resultat dieser Unter­
weil ich Deputationen zu empfangen hatte, suchung der Öffentlichkeit bekan�tzugeben. 
die in Angelegenheiten meines Ressorts vor- Weiters ersuche ich aber, daß der Herr Abg. 
gesprochen haben. Als ich in den Saal kam, Stüber mir seine Gewährsleute bekanntgibt ; 
wurde mir mitgeteilt, daß sich der Herr Abg. denn wenn er auf dem Standpunkt steht, daß 
Dr. S t ü b e r  mit meiner Person beschäftigt und er sein Mandat als Abgeordneter sauber aus­
in diesem Zusammenhang verschiedene ehren- üben will, dann muß er auch auf dem Stand­
rührige Behauptungen aufgestellt hat. punkt stehen, daß · gegen solche Verleumder 

Ich habe mir das Protokoll geben lassen. eindeutig eingeschritten werden muß. ( Leb­

Aus dem Protokoll entnehme ich, daß der hafte Zustimmung bei der 0 V P.) Ich erkläre 
Abg. Stüber erklärt hat, es wäre dem Verein ausdrücklich, daß das, was hier behauptet 
der Museumsfreunde vom Bundesministerium wurde, boshafte Lügen sind. Es handelt 
für Unterricht eine Subvention von 50.000 S sich also nicht um Erzählungen aus einem 
zugewiesen worden, wobei die Bestimmung Märchenbuch, sondern um Erzählungen aus 
enthalten war, daß der Verein von diesen einem Lügenbuch. 
50.000 S 47.000 S an eine namentlich genannte Meine verehrten Herren ! Lügen haben 
Baufirma weiterzuübel'weisen hätte. Weiters kurze Beine, und es wird sich sehr bald heraus­
hat der Herr Abg. Stüber wörtlich aus- stellen, daß es sich hiör um das verantwortungs­
geführt : "Nun fügte es der Zufall, daß dies lose Vorbringen von Lügen handelt. Ich er­
gerade j�ne Baufirma war, die mit den Um- warte aber vom Herrn Abg. Stüber, wenn er 
bau arbeiten an der in Pötzleinsdorf gelegenen noch etwas Wert darauf legt, daß sein Mandat 
Villa des Herrn Ministers Hurdes beschäftigt von ihm sauber ausgeübt wird, daß er, wenn 
war. " diese Lügen richtiggestellt sind, in aller 

Dazu mache ich folgende Feststellung : Ich Öffentlichkeit erklären wird, daß er belogen 
habe in meinem Leben noch niemals eine Villa wurde und daß er bedauere, daß er sich in 
besessen und besitze auch heute keine Villa diesem Parlament dazu habe mißbrauchen 
(Rufe ,' Hört 1 Hört I) , weder in Pötzleinsdorf lassen. (Erneute lebhafte Zustimmung bei der 

noch sonst irgend wo. Ich bin ein Mieter in 0 V P.) . 
einem Wohnhaus im 3. Bezirk. Ich habe daher Abg. Dr. Schöpf: Hohes Haus ! Es ist heute 
auch noch niemals jemand�m einen Bauauftrag bereits von mehreren Rednern darauf hinge­
gegeben, an irgend einer Villa Renovierungs- wiesen worden, daß sich der vorliegende Be­
arbeiten durchzuführen. Das ist eine eindeutige richt des Rechnungshofes über das Rechnungs­
Feststellung, die jederzeit erhoben werden jahr 1950 in einem wesentlich von dem Tenor 
kann. der vorangegangenen Berichte unterscheidet. Zu 

Weiters heißt es dann sehr "geschmackvoll" diesem Unterschied ist auch bereits mehrfach 
in den Ausführungen des Herrn Abg. Stüber : Stellung genommen worden. Man kann selbst­
"Da sind die 47.000 S vom Bundesministerium verständlich verschiedener Auffassung sein, 
für Unterricht wieder zurückverlangt worden ob es taktisch richtiger sei, daß der Rechnungs­
und an einen anderen Verein überWiesen hof nur Schattenseiten der staatlichen Ver­
worden, wobei ich zugebe, daß ich seinen waltung aufzeigt, oder ob er auch die Ver­
Namen nicht kenne, der, glaube ich, dem Ver- pßichtung habe, die guten Leistungen der 
nehmen nach das Geschäft dann durchgeführt Öffentlichkeit und vor allem dem Parlament, 
hat." Sehr geschmackvoll ! in dessen Auftrag der . Rechnungshof ja handelt 

Auch eine andere Firma oder ein anderer und prüft, bekanntzumachen. 
Verein konnte das Geschäft nicht durchführen, Es war früher so, daß es bei den Dienst­
weil ich eben keine Villa besitze und niemals stellen, die der öffentlichen Rechnungskontrolle 
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durch den Rechnungshof unterliegen, zu einer 
besonderen Auszeichnung gehörte, wenn man 
sagen konnte : "Wir sind vom Rechnungshof 
nicht be anständet worden !" Diese Tatsache 
allein war eine Anerkennung für ein tadelloses 
und erfol�reiches Wirken und Walten der be­
treffenden Dienststellen. 

Daß der Rechnungshof heuer zu einer ande­
ren Methode übergegangen ist, rührt wohl 
daher, daß diese streng sachliche Einstellung 
und dieEe Auffassung, wie ich sie eben skizziert 
habe, in der Öffentlichkeit vielfach bewußt 
mißverstanden und mißdeutet worden ist und 
daß man von bestimmter Seite versucht hat, 
darzutun, als ob die gesamte staatliche Ver­
waltung in Österreich korrupt, unfähig und 
von bösem Willen besessen sei. Daß diesen 
Redearten und dieser Tendenz vom Rechnungs­
hof entgegengetreten wurde, ist, glaube ich, 
anerkennenswert und richtig. Man wird aber 
trotzdem verschiedener Auffassung für die 
künftige Praxis sein können. Ich meine, 
daß eine Verpflichtung des Rechnungshofes, 
auf alle Lichtseiten und alle positiven Leistun­
gen in einem so ungeheuren Verwaltungs­
bereich hinzuweisen, derart beschwerlich wäre 
und zu einer derartigen Vermehrung der 
Arbeitsbelastung führen würde, daß man, 
glaube ich,  für die Zukunft wieder zu der 
alten Methode zurückkehren könnte. Darüber 
kann man aber, wie gesagt, verschiedener 
Meinung sein. 

Eines ist sicher. Das Parlament, dem der 
Rechnungshof heute über seine Tätigkeit im 
Jahre 1950 Rechenschaft legt, und die Öffent­
lichkeit legen auf eines unbestritten Wert, 
sie legen Wert darauf, daß die gesamte staat­
liche Verwaltung sauber, korrekt und unan­
fechtbar durchgeführt werde. 

Meine sehr Verehrten ! In diesen Zeiten der 
allgemeinen Verwirrung, der Not und der Un­
sicherheit auf allen möglichen Gebieten hat der 
Staatsbürger zwei" Säulen, auf die er sich in 
einer demokratischen Ordnung stützen kann : 
die eine davon ist eine unabhängige freie 
Rechtsprechung, bei der er sein Recht suchen 
und finden kann, und die zweite Säule, auf die 
er sich stützen muß, das ist die korrekte, 
saubere, staatliche Verwaltung. Sie sauber 
und korrekt zu halten, ist die Aufgabe des 
Rechnungshofes, der ja von Gesetzes wegen 
berufen ist, periodisch alle Zweige der 
staatlichen Verwaltung und a.lle jene Or­
gane, die mit der staatlichen Verwaltung 
in irgend einem Zusammenhang stehen, 
zu prüfen. Wir haben daher sicher recht, 
wenn wu' sagen : Jeder Mensch, der 
Österreich liebt, muß Interesse daran 
haben, daß alles, was faul und morsch in 
diesem Staate und in seiner Verwaltung ist, 

rücksichtslos aufgezeigt und ausgemerzt wird. 
Jeder Mensch, der dieser Gesinnung ist., wird 
es daher begrüßen, wenn der Rechnungshof 
hart und streng auf alle Schwächen hinweist" 
in der Absicht, die Behebung dieser Mißstände 
zu veranlassen. 

Man möchte annehmen, verehrte Damen 
und Herren, daß es hier in diesem Hause all­
gemein als PHicht angesehen wird, daß alles 
geschehe, den Mängeln, die der Rechnungshof 
aufzeigt, auf den Grund zu gehen und sie zu 
beseitigen. Man konnte leider bei der heutigen 
Debatte über den Rechnungshofbericht nicht 
den Eindruck gewinnen, als ob die Sorge um 
den Staat und die saubere Verwaltung in 
diesem Staate die Triebfeder aller Ausfüh­
rungen gewesen wäre. 

Es ist von meinem Vorredner, dem Herrn 
Minister Dr. H ur d e s, aufgezeigt worden, wie 
bedenkenlos und hemmungslos der Rechnungs­
hofbericht in einem Falle zu einer hetzerischen 
Propaganda benützt wurde. Es ist bereits in 
einem anderen Falle darauf hingewiesen 
worden, daß der Abg. R o n n e r  in leichtfer­
tiger Weise Dinge behauptet hat, die absolut 
unrichtig sind. Es muß auch darauf verwiesen 
werden, daß die in Vorarlberg dem Staate 
anheimgefallenen Liegenschaften, nicht in 
korrupter Weise irgendwelchen Privatpersonen 
zugeschanzt wurden. Der Rerr Abg. Ronner 
hätte es leicht gehabt, sich bei seinen Bezie­
hungen davon zu überzeugen, da� alle diese 
beschlagnahmten und dem Staate verfallenen 
Güter öffentlichen Institutionen zur gemein­
nützigen Verwendung überantwortet' worden 
sind. 

Es ist auch leicht, den Vorwurf gegenü ber der 
Vorarlberger Bauernkam.mer, der darin be­
stand, daß dort irgendwelche unsauberen 
Dinge gemacht wurden, zurückzuweisen und 
festzustellen, daß die Prüfung der Verhält­
nisse dort durch die Vorarlberger Landes­
regierung selbst veranlaßt worden ist und daß 
die Bauernkaromer, nachdem "der damalige 
Amtsdirektor , um den es sich geh�ndelt hat, 
verstorben war, den Prüfer, der die Mißstände 
aufgezeigt hat, selbst als provisorischen 
Kammeramtsdirektor vorgeschlagen hat, was 
zeigt, daß der Wille zur - Sauberkeit absolut 
vorhanden war. 

Wenn der Abg. S t ü b er in einem Falle be­
zichtigt werden konnte, daß er bei Aufstellung 
seiner Korruptionsbehauptungen leichtfertig 
und wenig wählerisch war, dann muß man 
dazu noch ergänzen :' Es ist nicht jedermanns 
Geschmack, sich in einem derartigen Schlamm­
bad, wie es sich der Abg. Stüber zurechtgelegt 
hat, zu wälzen. Ich bin kein solcher Spezialist 
wie Stüber und nicht in der Lage, über das " 
umfassende Wissen in Korruptions- und 
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Skandalfällen zu verfügen", das der Abg. Stüber 
I 
dieren und Österreich aus dem Zusammen­

an den Tag gelegt hat. Ich könnte aber sehr bruch, auch aus dem moralischen Zusammen­
wohl, wenn er dafür Bedarf hat,' zur Be- I bruch, herauszuführen. 
reicherung dieser Liste dadurch beitragen, daß I Wenn alle jene, denen es in diesem Haus um 
ich ihm noch eine Reihe ähnlicher Fälle ver- die Besserung der Verhältnisse wahrhaftig ernst 
rate, bei denen es sich freilich um ihm politisch ist, dem Rechnungshof ihre Hilfe zur Ver­
nahestehende Persönlichkeiten handelt. Diese fügung stellen, dann wäre der Rechnungshof 
F�lle . hat er, ich n�hme a�� in Unkenntnis, I bestimmt dankbar dafür. Und wenn der 
vlellelch� aus sonstIgen Grunden schamh�ft Rechnungshof den Finger schonungslos und 
verschWiegen. Dadurch entsteht der Em- unbarmherzig auf diese und jene Wunde legt, 
druck, daß die Triebfeder für die alphabetische dann glaube ich ist es richtig und es müßte 
Aufzählung von angeblichen Skandalen und zum 'Geist und Sinn dieses Parlamentes ge­
Korruptionsfällen nicht die Sorge um den hören, daß ohne Rücksicht darauf, wo der 
Staat und die Liebe zu Österreich gewesen waren, Finger liegt, auf welche Seite und Farbe er 
daß nicht sie es waren, die ihn zwingen, auf hintippt, rücksichtslos zugegriffen werde. 
all� dies� Gesc�würe mit ��r Absic�t hinz:u- Der Rechnungshof müßte gerade in dieser wels�n, SIe z� hellen oder bei ihrer HeIlung mlt- bewegten Zeit auch ein Riegel gegen die Dema­zUWlrken, Wie er dem Hohen Rechnungshof gogie und ein Hort der Sorge um den Staat sein. angeb�ten �at ; sondern es war vor allem Der Rechnungshofbericht hat diese Sorge um SensatlO��gIer, . Skandalsuch�, .Freude . am die Gesundung des Staates und die brennende Heru�wühle.n 1m Schmutz, dIe hIer �.u dIesem Sorge um die Herbeiführung einer besseren tra�Ilgen MIßbrauch der Debatt

.� uber den Verwaltung auch bisher immer geatmet, und Berlc�t des Rechnungshofes gefuhrt haben. wir hoffen, daß der Rechnungshof auf diesem Mem� verehrten Dam�n �nd 
,
Herren ! So Weg weitergehen wird. Wir hoffen dies ins­geht dIe Sache wahrhaftIg mcht . Wenn das besonders deshalb weil wir ein demokratisches Parlament den Rechnun?shof pflichtgemäß .. von Zusammenleben in diesem Staat möglich J�hr zu 

.. 
J.ahr .dazu verhalt, Rec�enscha�t uber machen wollen. Def Staatsbürger muß in seme TatIgke�t abz�legen, damit man I� a:lle diesem Staat die Möglichkeit haben, unter Falten .�er offen�lichen Verw�ltung hmelll- Recht und in Ordnung zu leben, und wenn er se��n konne und III der Lag.� sei, darnac� das das will, dann muß er die Voraussetzungen NotIge zu veranlassen, so mochte man memen, dazu schaffen oder vorfinden. Eine der Vor­da� man sich hier bemü�en würde, die Tätig- aussetzungen ist die geordnete, saubere Ver­kelt des R�chnungshofes fur das kom�en�e Jahr waltung im Staat ; und diese Voraussetzung hat kons�ruktIver zu gesta�ten. Das Ist m der zum großen Teil der Rechnungshof zu schaffen heutigen Debatte wemg der Fall gewesen. und zu garantieren Animositäten parteipolitischer Natur waren ' .  . . 

es, was hier gesprochen hat, nicht die Sorge Der R�chnungs�.of �atte .sICh m der Ver-
um den Staat und um seine saubere Ver- g�ngeI1:helt hauptsa�hhch mIt den Fragen der 
waltung ; und doch wäre es so notwendig, sach- eIgen�hchen staatlichen Verwaltung, der 
lieh nach dem Rechten zu sehen. Ich gebe es Hoheltsver�altung. z� bef��s

.
en . . Er. war vor 

zu, und es ist bedauerlich, dies zugeben zu allem a�� diese Art semer Tat!g�eIt emgest�llt. 
müssen .:..- Sie alle oder die meisten von Ihnen In der �un�eren VergangenheIt, In �er ZW�Iten 
werden es tun müssen -: Wir sind noch nicht Repubhk, 1st dem Rechnungshof eme weIte�e 
so weit in Österreich, wie wir sein möchten, große A�fgabe zuge:wachse� : er hat nun die 
wir haben sicherlich noch mehr von Unzu- verstaatlicht�n Betrleb.�, emen groß�n Kom­
kömmlichkeiten bei uns, als dies in Friedens- plex von Wrrtschaftskorpern, zu prufen, der 
zeiten vor Jahrzehnten der Fall war, aber ich Ihn vor ganz neue Aufgaben stellt. 
darf gerade jene, die heute den Mund so voll Zur Prüfung kameralistischer Vorgäii.ge ist 
genommen haben, daran erinnern, daß dies jene kaufmännische Gebarung hinzugekommen. 
nicht unsere Schuld ist, sondern daß wir diese Der Rechnungshofhat-dasistheute wiederholt 
Erbschaft übernommen haben, dieses poli- festgestellt worden - mit einem verhältnis­
tische Strandgut, das aus den hoch- mäßigen Minimum an Personal hervorragende 
gehenden Wogen des letzten Krieges und und fleißige Arbeit geleistet. Daß er trotzdem 
des Zusammenbruches des Dritten Reiches auch diese neue Aufgabe mit soviel Ernst und 
übriggeblieben ist. Wir haben nur die Mühe, soviel Erfolg angegangen ist, muß ihm, glaube 
dieser Erbschaft Herr zu werden. Wir hatten ich, gedankt werden. Wenn dennoch der 
dabei nicht einmal die Möglichkeit, das bene- Idealzustand noch nicht erreicht ist, dann darf 
ficium inventarii für uns in Anspruch zu nehmen man das dem Rechnungshof nicht zur Last 
und zu erklären, ob wir die Erbschaft antreten legen. Aber es soll Anlaß für das Parlament sein, 
wollen oder nicht ; wir haben nun die ganzen I dem Rechnungshof nahezulegen, seine Kräfte 
Jahre her die Mühe, diese Erbschaft zu liqui- l für diese zweite, ihm neu zugewachsene Auf-
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gabe für die Zukunft entsprechend - vorzu­
bereiten und zu ergänzen. Nicht nur das 
Volumen der Tätigkeit des Rechnungshofes 
ist stark gewachsen, auch die Eigenart seiner 
bisherigen Tätigkeit ist ja anders, verschieden­
artiger geworden.  

Im Rechnungshofausschuß ist wiederholt 
davon gesprochen worden, ob es nicht richtig 
wäre, die Vorgänge des Wirtschaftslebens, 
wie sie in den verstaatlichten Betrieben nun einer 
laufenden Prüfung unterworfen werden, durch 
eigene Industrieprüfungsgesellschaften prüfen 
zu lassen. Andere haben wieder gemeint, der 
Rechnungshof täte gut daran, Leute aus der­
artigen Prüfungsgesellschaften in sein Personal 
einzubeziehen, um dieser neuen Aufgabe ge­
recht werden zu können. Insbesondere ist 
von diesen Dingen immer wieder die Rede ge­
wesen, wenn man gesagt hat, es wäre wün­
schenswert, daß im g"nzen Bereich der ver­
staatlichten Betriebe ausschließlich der 
Rechnungshof, dieses höchste Forum der 
öffentlichen Kontrolle, prüfen und kontrollieren 
/?olle. 

Es wird Aufgabe des Rechnungshofes sein, 
schon in der nächsten Zukunft zu überlegen, 
ob e� nicht doch seinen �isher so niedrig ge­
haltenen Personalstand im Interesse einer um­
fassenden und erschöpfenden Prüfung etwas 
erweitern wird müssen, um diesen Aufgaben 
gerecht werden zu können. (Abg. Dr. Pit tu­
mann : Der Rechnungshof will ja, aber der 
Finanzmlnister sagt nein !) Hoffen wir, daß 
sich der Rechnungshof und· der Finanzminister 
zum Wohle der Sache darüber einigen werden. 
Das Parlament kann und wird dies nur be­
grüßen. Wir müssen feststellen, daß der Rech­
nungshof bei den gegebenen Verhältnissen 
mit dem vorhandenen Personal in Zukunft 
wahrscheinlich das Auslangen nicht wird 
finden können, und es ist, glaube ich, ein 
Sparen am falschen Ort, wenn man gerade heim 
Rechnungshof, bei dieser Institution, die dazu 
herufen ist, das ganze Lehen der öffentlichen 
Verwaltung abzuleuchten, vor allem über­
triebene Sparsamkeit Platz greifen ließe. 

Man hat auch empfohlen, daß der Rech­
nungshof fallweise Sachverständige heran­
ziehe. Einer meiner Vorredner hat, glaube ich, 
bereits auf diese Möglichkeit hingewiesen. 
Wenn dies der Fall wäre, dann belasten die 
Ausgaben für · diese Prüfung weder den Rech­
nungshof noch den . Staat ; denn üblicherweise 
müssen ja diese Prüfungsgebühren von den 
geprüften Betrieben gezahlt werden, und der 
Charakter einer öffentlichen Prüfung bleibt 
immer noch erhalten, wenn nur diese Prüfung 
unter der Oberhoheit und Kontrolle des Rech-. 
nungshofes erfolgt und der Rechnungshof ver­
antwortlich für sie zeichnet und berichtet. 

Meine verehrten Damen und Herren ! Es ist 
sicher, daß in Österreich heute nicht alles so 
vorbildlich ist, wie wir es selbst für richtig 
hielten ; das habe ich bereits einmal er·wähnt. 
Wir erinnern uns an eine Zeit, in der die staat­
liche Verwaltung ausgefeilter, ruhiger, geölter 
gelaufen ist, in der es ein Ehrentitel eines 
Menschen war, österreichischer Beamter zu 
sein, weil man wußte : In Österreich ist niemand 
in der staatlichen Verwaltung tätig, der nicht 
fähig und sauber bis zum letzten ist. Daß es 
heute noch nicht so weit ist, das rührt nicht 
allein von uns her ; unsere Aufgabe und unsere 
Pflicht muß es aber sein, alles daranzusetzen, 
im Interesse von Volk und Staat baldmöglichst 
wieder diesen ehemaligen wünschenswerten 
Zustand zu erzielen. - Wenn das Parlament 
und der Rechnungshof, statt propagandistische 
Bälle im Haus hin- und herzuwerfen, einträchtig 
zusammenwirken, dann werden wir früher zu 
einem solchen Zustand kommen, als wenn wir 
die Arbeit, die der Rechnungshof leistet, zum 
Gegenstand derartiger öffentlicher Ausein­
andersetzungen machen, wie sie auch heute 
hier stattgefunden haben. Der Wähler, der 
Staatsbürger draußen, der Steuerzahler wird 
uns bei Gott keinen Dank dafür wissen, wenn 
wir hier die Dinge, die der Rechnungshof auf­
gezeigt und erarbeitet hat, so wenig ernst 
nehmen und nur demagogisch mißbrauchen 
würden. 

Ich darf zum Schluß meiner Ausführungen 
kommen. Ich glaube, es ist sinnlos, auf Einzel­
heiten einzugehen, insbesondere auf solche 
Einzelheiten, wie sie hier von oppositionellen 
Rednern vorgebracht worden sind und deren 
Stichhältigkeit so eindeutig und so rasch er­
schüttert worden ist. Wir dürfen aus diesem 
Parlament dem Rechnungshof den Wunsch 
und die Forderung zurufen, wie es einer meiner 
Vorredner bereits getan hat : Er möge sich der 
Tatsache bewußt sein, daß er eine der Grund­
säulen ist, auf denen unsere staatliche, unsere 
demokratische Ordnung berubt, er möge, dieser 
Tatsache eingedenk, in der Durchsetzung seiner 
schwierigen und verantwortungsvollen Aufgabe 
auch fest und hart sein ! 

Namens der Österreichischen Volkspartei 
darf ich die Erklärung abgeben, daß wir für 
die Annahme des Berichtes des Rechnungs­
hofes stimmen werden. (Lebhafter Beifall bei 
der Volkspartei.) 

Abg. Neuwirth: Hohes Haus ! Wir stehen 
vor einem neuen, dem 5. Lohn- und Preis­
abkommen, und in der Bevölkerung erhebt 
sich die bange Frage, was werden wird ; ob 
auch diesem 5. Lohn- und Preisabkommen jene 
unheilvollen inflationistischen Tendenzen inne­
wohnen werden wie den bisheFigen ; ob man in 
der Lage sein wird, neue Wege zu beschreiten 
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und zu gehen und den Lebensstandard der I zu den Ausgaben für normale Arbeitslosen­
breiten Masse der Bevölkerung zumindest zu unterstützung viel zu gering sind. Es gibt zu 
erhalten ; ob die für die Arbeitnehmer unge- denken, meine sehr verehrten Damen und 
rechte Lohnsteuerprogression beseitigt werden Herren, wenn diese Arbeitslosenunterstützung 
kann und ob man in der Lage sein wird, einer im Jahre 1946 rund 70.000 S ausgemacht hat 
Forderung zu entsprechen, die von seiten des und für das Jahr 1949 auf 233,051 .681 S ange­
VdU erhoben wurde, nämlich den gleitenden wachsen ist. 
automatischen Lohn- und Preisindex einzu­
führen. 

Vor allem aber fragt sich die Bevölkerung, 
ob die Regierung und die Regierungsparteien 
in der Lage sein werden, recht bald alle Ur­
sachen zu beseitigen, die nicht nur auf dem 
Weltmarkt und in den Weltmarktpreisen 
liegen, sondern auch in den innerpolitischen 
Verhältnissen begründet sind und beseitigt 
werden könnten, wenn man die notwendigen 
Reformen recht bald durchführen würde. Dazu 
gehören Reformen auf dem Gebiete der Ver­
waltung, der Wirtschaft und der Sozialver­
sicherung. 

Es erhebt sich aber auch die Frage, ob man 
in der Lage sein wird, dem obersten Grundsatz 
einer Verwaltung, nämlich dem der Sparsam­
keit, Rechnung zu tragen, und zwar der Spar­
samkeit in allen öffentlichen Belangen. 
(Zwischenrufe . - Ruf bei der () V p : Was hat 
das mit dem Rechnungshofbericht zu tun ?) 

Wir leben hier in Österreich - das hat auch 
schon der Herr Präsident B ö  h m festgestellt -
über unsere Verhältnisse. Wir leisten uns 
Dinge, die wir uns nicht leisten dürfen. Wenn 
man nun den Rechnungshofbericht von dieser 
Seite her beleuchtet, dann kommt man auf 
jene Dinge, die wir uns nicht leisten dürfen. 
Ich werde mich lediglich auf das Gebiet der 
Sozialverwaltung beschränken (Abg. 
Dr. Pittermann:  Das 'wird Ihnen nicht schwer 
fallen !), wenn ich Kritik übe und verschiedene 
Dinge hier aufzeige . Ich werde mich darauf 
beschränken, zu untersuchen, ob auf dem Ge­
biete der Sozialverwaltung dem dringenden 
Ruf nach Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
Folge geleistet wurde. 

Da haben Sie zunächst auf Seite 14 des 
Berichtes die Feststellung, daß eine Senkung 
der Ausgaben für Unterstützungsleistungen an 
Arbeitslose herbeigeführt werden könnte, wenn 
die produktive Arbeitslosenfürsorge mehr, als 
das bisher geschehen ist, zur Anwendung 
gelangen würde. Die" produktive Arbeitslosen­
fürsorge stellt sich so dar : Man spricht sehr 
viel davon, aber man handelt zu wenig oder 
handelt zumindest zu spät. Es hat keinen 
Sinn, erst im Winter mit der Planung einer 
produktiven Arbeitslosenfürsorge zu beginnen. 
Auch der Rechnungshofbericht enthält die 
Feststellung, daß diese geplanten Arbeiten nur 
ein verhältnismäßig kleines Ausmaß haben und 
daß die durchgeführten Arbeiten im Vergleich 

Mit Recht weist der Rechnungshofbericht 
auch darauf hin, daß eine Senkung der Aus­
gabenpost herbeigeführt werden könnte, wenn 
man an eine Reform des § 24 Abs. 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes denken 
würde, indem man das Arbeitslosenentgelt für 
Arbeitslose, die aus der Landwirtschaft kom­
men, erst dann zur Auszahlung brächte, wenn 
eine höhere als eine zwanzigwöchige Anwart­
schaftszeit gegeben ist. Dadurch könnte man 
der Abwanderung . aus den Landwirtschafts­
betrieben steuern. (Ruf bei der SP(J : Streichung 
der Arbeitslosenversicherung, das sind die 
sozialen Ideen, die Ihr habt !) Wir wissen, 
wie die Dinge liegen. Im Frühjahr und Sommer 
gehen die Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft 
heraus und in die saisonbedingten B3triebe 
hinein, verdienen dort und denken schon 
daran, daß sie nach den 20 Wochen nunmehr 
die Arbeitslosenunterstützung in Empfang 
nehmen können. Jahr für Jahr sehen wir uns 
vor das große Dilemma gestellt, daß unsere 
Landwirtschaft nicht in der Lage ist, ihren 
Aufgaben gerecht zu werden, weil eben ihre 
Arbeitskräfte " in die Privatwirtschaft, vor 
allem in die Saisonbetriebe hinüberwechseln. 

Der Rechnungshofbericht zeigt beispiels­
weise auch auf, daß gesetzwidrig eine Bevor­
schussung von Invalidenrenten aus den Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung vorgenommen 
wird, o'bwohl diese Invalidenrenten von den 
Rentenversicherungsträgern zu leisten wären. 
Der Rechnungshof stellt fest, daß diese Bevor­
schussung außerdem der zweckbestimmten Ver­
wendung der Mittel der Arbeitslosenversiche­
rung widerspricht " und die bevorschußten 
Beträge vielfach nicht wieder hereingebracht 
werden. 

Er stellt weiter fest, daß beispielsweise die 
Mittel der Arbeitslosenunterstützung dazu " 
verwendet werden, um den ausgelernten 
Maurern und Zimmerleuten eine dreijährige 
Ausbildung zum Polier zu ermöglichen. Es 
fehlt bier, wie der Rechnungshof sehr richtig 
sagt, die Grundvoraussetzung für den An­
spruch auf eine Unterstützungsleistung, es 
fehlt nämlich das Erfordernis der Arbeits� 
losigkeit. Außerdem, sagt der Rechnungshof, 
liegt der regelmäßige Besuch einer Fachschule 
zum Zwecke der beruflichen Weiter- bzw. Fort­
bildung und nicht bloß eine Nach- oder Um­
schulung vor. In den Statuten des Gewerk­
schaftsbundes und in dem Gesetz über die 
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Arbeiterkammern heißt es, daß die Gelder 
des Gewerkschaftsbundes und der Arbeiter­
kammern auch dafür verwendet werden sollen, 
um die berufliche Weiter- und Fortbildung der 
Arbeitnehmer vorzunehmen. Ich glaube, die 
Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter , ver­
ehrter Kollege Olah, wird wohl noch die 
Gelder dafür aufbringen können, um die aus­
gelernten Maurer und Zimmerer zu Polieren 
auszubilden. Dazu bedarf es doch nicht der 
Inanspruchnahme der öffentlichen Mittel aus 
der Arbeitslosenversicherung. (Abg. Ola h :  
Das geht Sie gar nichts an 1 Kümmern Sie sich 
nicht um etwas, wovon Sie . nichts verstehen 1) 
Ich weiß, daß Ihnen diese Dinge sehr unange­
nehm sind; aber Sie müssen hier zur Sprache 
kommen. 

Manchmal ist die Sparsamkeit auch falsch 
am Platz. Das ergibt sich aus dem Bericht des 
Rechnungshofes über die Betriebsunfälle. Die 
Zahl der Betriebsunfalle, sagt der Rechnungs­
hof, ist in bedrohlichem Steigen begriffen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Pitterman n.) 
Im Jahre 1947 waren es 75.000, im Jahre 1949 
bereits 103.000 Betriebsunfälle. (Zwischen­
rufe bei der S p(j.) Meine Herren, Sie irren 
hier etwas ab ; wir sprechen hier sachlich zum 
Rechnungshofbericht, und Sie betreiben hier 
sozusagen Parteipolitik. Aus dieser Statistik 
allein ergibt sich, wie notwendig es wäre, so 
rasch als möglich ein Betriebsärztegesetz zu 
schaffen, wie notwendig es überhaupt wäre, daß 
von Seiten des Staates für die 'Volksgesundheit 
weit mehr getan wird als bisher. Sie sprechen 
immer davon, daß wir zu viele Jungärzte 
haben. Ich wiederhole, was ich bereits einmal 
in der Spezialdebatte zum Budget erwähnt 
habe . Ich stehe auf dem Standpunkt : Wenn 
wir uns die Vollrsgesundheit wirklich vor Augen 
halten, haben wir vielleicht zu wenig Ärzte. 
Auch der Rechnungshof wirft die Frage auf, 
warum zur Durchführung der Arbeitshygiene, 
zur Verhütung von Berufskrankheiten, zu 
Aufklärungszwecken, nicht auch bei den 
Arbeitsinspektoraten - nicht nur in Wien, 
sondern überall - Amtsärzte eingestellt 
werden. 

Auf dem Gebiete der Sozialversicherungs­
institute, die der Rechnungshof nur teilweise 
und auszugsweise überprüft hat, kommen wir 
zu sehr interessanten Feststellungen. Dort 
werden für die Angestellten dieser Sozial­
versicherung�institute 14 �onatsgehälter aus­
gezahlt. DieEe 14 Monatsgehälter beinhalten 
sogar einschließlich der ständigen Zula,gen, 
wie Außendienst- und Leiterzulagen, über­
stundenpamwhalien u. _ s. w. (Abg. 
Dr. Pit termann : Sie sind ja Angestellten­
sekretär , Sie müssen doch dasA rbeitsrecht kennen !) 
Diese 14 Monatsgehälter werden bei einer 
Wochenleistung und bei einer Arbeitszeit von 

43 Stunden ausbezahlt. Der Rechnungshof 
stellt hiezu fest : "Wiewohl der Rechnungshof 
- wie eingangs erwähnt - keineswegs die 
Tatsache übersieht, daß die Höhe der Ver­
waltungsausgaben bei den Trägern der 
Sozialver3icherung - rein budgetär gesehen -
nicht von ausschlaggebendem Einfluß auf das 
Gebarungsergebnis ist, so härt er doch mit 
Rücksicht auf die angespannte Finanzlage der 
meisten Krankenkassen einerseits und die 
erheblichen gesetzlichen Hilfeleistungen des 
Bundes an die Rentenversicherungsträge ander­
seits die durch die angeführten Maßnahmen 
hervorgerufene Besserstellung dieser Be­
diensteten gegenüber den anderen öffentlichen 
Angestellten bei Bund, Ländern und Ge­
meinden für nicht gerechtfertigt . Es müßte 
nach Ansicht des Rechnungshofes vielmehr 
auch auf dem Sektor der persönlichen Ver­
waltungsausgaben der Sozialversicherungs­
träger der Grundsatz strengerer Sparsamkeit 
Platz greifen und dem Prinzip zum Durch bruch 
verholfen werden, daß für Bedienstete, die im . 
Rahmen ihres Aufgabengebietes zur Wahrung 
sozialer Belange der Bevölkerung berufen 
sind, im allgemeinen die gleichen Grundsätze 
für Entlohnung wie für die übrigen im öffent­
lichen Dienst stehenden Bediensteten Geltung 
haben. "  

Meine Damen und Herren ! Sie kennen die 
Kritik in der Öffentlichkeit an den Kranken­
kassen im besonderen und an den Sozial­
versicherungsinstituten im allgemeinen. Sie 
kennen das Leid der Arbeiter, die da immer 
sagen : So unerhört hohe Beiträge und so ge­
ringe Leistungen ! Sie kennen den Ruf nach 
Mehrleistung in der Privatwirtschaft und nach 
Produktionssteigerung. Eben derselbe Herr 
Präsident Böhm, der auf der einen Seite er­
klärt, wir leben über unsere Verhältnisse, wir 
müssen mehr leisten und mehr arbeiten -
als Präsident des Gewerkschaftsbundes erklärt 
er dieS -, eben dieser Herr Präsident Böhm ist 
gleichzeitig der Obmann des Verbandes der 
Sozialversicherungsträger . Wir würden ihm 
raten, daß er diesen Grundsatz, den er bei den 
Arbeitern in den Privatbetrieben verlangt, 
auch bei den Sozialversicherungsträgern ein­
führt . (Abg. Lackner:  Das ist ein Ange­
stelltenvertreter ! ' - Ruf bei der S p(j : Das 
werden wir den Arbeitern sagen 1) Ich werde 
das auch vor den Ar.beitern zu vertreten wissen, 
und die Arbeiter werden dafür Verständnis 
haben (andauernde Zwischenrufe bei der SP(j), 
wenn ich sie daran erinnere, wie hoch · die Bei­
träge für die Sozialversicherungsinstitute sind. 

Auf der anderen Seite aber sieht man, daß 
die Krankenkassen gar nicht so sozial denken, 
wie sie immer vorgeben, zum Beispiel bei den 
Kriegshinterbliebenen. Da gehen die Kranken­
kassen plötzlich her und sagen, daß sie wegen 
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der geringen Beiträge, die auf die Kassen­
gebarung belastend wirken, auf der einen Seite 
eine Erhöhung vom Bund und auf der anderen 
Seite eine Erhöhung der Beiträge von den 
Kriegshinterbliebenen selbst verlangen. (Abg. 
Dr. Pit termann:  Das ist doch eine staatliche 
Aufgabe I) Nun hat der Rechnungshof die 
Sache überprüft und hat feststellen müssen, 
daß es gar nicht wahr ist, was die Kranken­
kassen behaupten, daß im Gegenteil eine 
Krankenkasse in Kärnten, die Kärntner Ge­
bietskrankenkasse, aus diesem Titel sogar einen 
Gebarungsüberschuß nachweisen kann. 

Der Rechnungshof verspricht uns für das 
kommende Jahr, daß er auch dem Bauaufwand 
der Sozialversicherungsträger und im Zu­
sammenhang damit der Rentabilität des 
Ambulatoriumsbetriebes sein besonderes 
Augenmerk zuwenden wird. Dazu ist zu 
sagen : Es ist höchste Zeit, daß sich der Rech­
nungshof mit diesen Fragen beschäftigt ; denn 
Sie wissen, daß in der breiten ' M;asse der Be­
völkerung kein Verständnis dafür vorhanden 
ist, daß man angesichts der defizitären Lage 
der Krankenkassen hergeht und auf Kosten 
der Arbeitnehmer Paläste baut. (Lebhafte Rufe 
bei der SP(J : Wo ?) Man baut Paläste, man 
baut Arbeiterkammern mit der luxuriösesten 
Ausstattung. (Abg. Dr. Pittermann : Sind 
das Krankenkassen ?) Gehen Sie nur hinunter 
nach Klagenfurt und sehen Sie sich den Luxus 
an, den man sich da leistet. ( Andauernde 
Zwischenrufe bei der SP(J. - Abg. Reis­
mann : Bei welcher Krankenkasse ?) Ich kann 
Ihnen nur sagen : Angesichts des Wohnungs­
elends, angesichts des Elends der breiten Masse 
ist das nahezu eine Provokation der arbeitenden 
und dar'benden Bevölkerung. (Abg. Dr. Pitter­
ma n n : Wo sind da die Krankenkassen ?) Meine 
Herrschaften, das Volk braucht Wohnungen 
und keine Tintenburgen ! (Beifall beim KdU. -
Abg. R e ismann :  Sie verleumden ! - Abg. 
Olah : Wo ist der Krankenkassenpalast ? Sie 
Lügner I Sie Verleumder I Jetzt kneifen Sie ! -
Andauernde Zwischenrufe bei der SPO.) Ich 
zeige Ihnen in jeder größeren Landeshauptstadt 
diese Tintenburgen. Wenn Sie das selbst nicht 
wissen sollten, dann tun Sie mir leid. (Abg. 
Reismann:  Wo ist ein Krankenkassenpalast ? 
- Abg. Dr. Pittermann:  Nennen Sie doch 
die Neubauten !) 

Der Rechnungshof hat bei Überprüfung 
der Krankenkassen auch noch folgende Fest­
stellungen gemacht. (Abg. Horn : Geben Sie 
zuerst Antwort I - Rufe bei den Sozialisten : 
Sie wissen es nicht I - Sagen Sie wenigstens, 
daß Sie es nicht wissen I) 

Er hat als bemerkenswert hervorgehoben, 
daß bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 
43 Stunden sogar Mehrarbeitszulagen gewährt 

werden und daß zum Beispiel seitens einer 
Krankenkasse sogar für die· Mitglieder der 
Arbeitsgemeinschaften solche Mehrarbeits­
zulagen gezahlt wurden, obwohl diese Mit­
glieder der Arbeitsgemeinschaften im Jahre 
1949 nur an vier Sitzungen teilgenommen 
haben ; vier Sitzungen, die scheinbar so un­
erhört schwierig waren, daß die Mitglieder der 
Arbeitsgemeinschaft sogar eine Mehrarbeits­
zulage erhalten haben I (Hört IHört !-Rufe 
beim KdU.) 

Das Folgende steht nicht im offiziellen 
Teil, sondern ich habe hier Einschauberichte 
des Rechnungshofes, die sozusagen inoffiziell 
sind (Rufe bei den Sozialisten : Ah so I) , die 
aber doch hier zur Sprache kommen' sollen. 
Vor allem soll damit aufgezeigt werden, 
wie "kaufmännisch" , wie "wirtschaftlich" 
einzelne Krankenkassen gebaren. Sie wissen, 
daß in der Privatwirtschaft eine Firma, die 
schon sehr lange im Zahlungsrückstand ist, 
gemahnt wird. Der Rechnungshof sah sich 
veranlaßt, auch das Mahnsystem bei den 
Krankenkassen zu überprüfen, und wenn man 
das Ergebnis sieht, dann kann man sich von 
dem kaufmännischen Geist, der in diesen 
Krankenkassen herrscht, ungefähr ein Bild 
machen. Das ist so, als ob es die Kranken­
kassen nicht nötig hätten, kaufmännisch zu 
gebären. (Schallende Heiterkeit im ganzen 
Hause.) Ich bitte um Entschuldigung : kauf­
männisch zu gebaren. (Abg. Weikhart:  War 
das inoffiziell oder offiziell ? - Neuerliche 
Heiterkeit und Zwischenrufe. - Präsident Dr. 
Gorbach gibt das Glockenzeichen.) Ich wieder­
hole nochmals : kaufmännisch zu gebaren. 
( A nhaltende Unruhe.) Sie sagen sich : Wozu auch 1 
Wenn wir ein Defizit haben, dann muß ja doch 
du Staat für dieses Defizit einspringen. Der 
Rechnungshof hat bei einer Krankenkasse 
festgestellt, daß auf dem Gebiete der Arbeits­
losenversicherung Rückstände von 14 Prozent 
der Jahresvorschreibungen, bei der Invaliden­
versicherung von 1 6  Prozent der Jahresvor­
schreibungen, bei der Angestelltenversicherung 
von 13 Prozent der Jahresvorschreibungen 
und bei der Krankenversicherung von 15 Pro­
zent der Jahresvorschreibungen vorhanden 
waren, und er kommt zu der Feststellung, daß es 
höchste Zeit ist, daß die Gebietskrankenkasse 
durch eine Reorganisierung des Mahnwesens 
den Beitragsrückstand auf ein Mindestmaß 
herabdrückt. 

Er stellt auch fest, daß zur restlosen Er­
füllung der Beitragspflicht seitens der Arbeit­
geber die Kontrolle durch die Krankenkassen 
weitaus mehr, als dies bisher der Fall ist, aus­
gebaut werden muß. 

Er stellt weiter fest, daß auch von der Mög­
lichkeit, Geldstrafen zu verhängen, nach § 530 
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der Reichsversicherungsordnung ,oder die Mahn­
spesen einzutreiben, nach § 318  a der Reichs­
versicherungsordnung, . Gebrauch gemacht 
werden soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Das war ein kleiner Auszug aus dem . . . 
(Abg. Ola h :  Es hat uns genügt !) Ich glaube, 
lieber Herr Kollege Olah, daß Ihnen das 
genügt (stürmische Heiterkeit bei den Sozi­
alisten und Rufe : Ja, ja !), aber es gäbe über 
die Mißstände in der Sozialversicherung noch 
so viel zu sprechen ! (Abg. Olah:  Gehen Sie 
zurück in die Gebärklinik I) Die Kritik hier in 
diesem Hause ist Ihnen sehr unangenehm 
(ironische Heiterkeit), aber weil sie Ihnen un­
angenehm ist., weil ich wußte, daß Sie diese 
Dinge sehr ungern hören, nur deshalb habe ich 
mich zum Wort gemeldet, um Ihnen dies in 

. aller Öffentlichkeit zu sagen. (Abg. Ola h :  
Sie zu hören, ist uns ein Vergnügen I - Abg. 
Ho rn : Kaufmännische Gebärklinik l) Denn 
wenn die Debatten, die hier abgeführt, und die 
Kritiken, die vorgebracht wurden, dazu bei­
tragen, daß endlich die · Prinzipien der Wirt­
schaftlichkeit, vor allem aber auch das Prinzip 
der Sparsamkeit, in allen Institutionen öffent­
lichen Charakters zum Durchbruch gelangen, 
dann war auch die heutige Debatte zum 
Rechnungshof bericht nicht umsonst und nicht 
zum Fenster hinaus geredet. (Beifall bei den 
Unabhängigen. - Zwischenrufe bei den Sozi­
alisten.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich derAbgeordnete Dr. Stüber. ( Anhaltende 
lebhafte Zwischenrufe bei der S p() und 
Gegenrute beim Kd U. - Präsident Dr. Gorbach 
gib( das Glockenzeichen.) 

Abg. Dr. Stüber : Hohes Haus ! Ich habe 
vor kurzem dem Herrn Präsidenten des 
Rechnungshofes die Namen der drei Gewährs­
männer gesagt, auf Grund deren Aussagen ich 
heute meine diesbezügliche Behauptung auf­
gestellt habe, die der Herr Minister H u r d e s  
i n  Abrede stellt. (Bundesminister Dr. H urde8: 
Wir werden die Verleumder zur Verantwortung 
ziehen I Die Verleumder werden dafür Tat­
bestände bringen müssen I) Seien Sie vorsichtig 
mit dem Wort Verleumder I Das wird sich ja 
beim Rechnungshof zeigen. Bis dahin, Herr 
Minister, sei hier festgestellt, daß wir schon 

. einmal Verleumder genannt worden sind, aber 
sehr zu Unrecht. (Ruf bei der () V P: Das wird 
sich zeigen ! - Bundesminister Dr. H urde8: 
Das ist eine Verleumdung, das sage ich aus­
drücklich I - Stürmische Rute und Gegenrufe. ) 
Denn dam�ls . haben wir die Zeugen auch ge­
nannt.; ich meine den Fall mit dem Besuch des 
Herrn Bundeskanzlers bei Heinzel usw. 

Ob das Haus dort Ihnen gehört oder nicht -
im Grundbuch habe ich nicht nachgeschaut j . . . 

aber es hat ja auch der Papst Vettern, an deren 
Häusern er interessiert sein kann. (Bundes­
minister Dr. Hurdes: Wenn Sie sich damit 
decken, sind auch Sie ein Virleumder, merlcen 
Sie sich das I) Das alles wird der Rechnungshof 
feststellen. Wenn uns hier gesagt wird, daß 
wir im Schmutz wühlen, dann muß es offenbar 
auf der anderen Seite Schmutz geben (Beifall 
beim KdU), und unsere Aufgabe ist es, diesen 
Schmutz zu beseitigen ! (Starker Beifall beim 
Kd U . ....,- Bundesminister Dr. H u rdes: Wenn 
Sie die Behauptungen decken, sind auch Sie 
ein Verleumder !) Daran wird uns niemand 
hindern können ! (Beifall beim KdU. - An­
haltende Zwischenrufe und Lät·m. - Bundes­
minister Dr. H urdes: Sie haben eine merk­
würdige Auffassung von Anständigkeit ! Wenn 
Sie einen Verleumder decken, sind Sie auch ein 
Verleumder !) 

Abg. Dr. Gschnitzer: Hohes Haus ! Darf ich 
Sie nunmehr in eine Idylle entführen. (Heiter­
keit. - Abg. Hartleb: Hört l Hört !) Von 
vielen Rednern wurde heute der Name Lackner­
hof genannt, aber sie alle haben es ohne die 
nähere Kenntnis der Verhältnisse getan. Darf 
ich also hier etwas nachhelfen. Ich möchte 
gleich betonen, daß die Kritik des Rechnungs­
hofes . an sich durchaus begreif lich ist, nur 
möge man auch die andere Seite hören, man 
wird dann auch ihren Standpunkt begreif­
lich finden. 

Der Lacknerhof liegt unweit der Schnellzugs­
station St. Johann in Tirol im Kitzbüheler 
Bezirk, der durch seine Viehwirtschaft aus­
gezeichnet ist. Es ist dort das bekannte Tiroler , 
Fleckvieh zu Hause, das aber allmählich durch 
die braune Viehrasse etwas beengt und be­
drängt wird. 

Ähnlich wie beim Vieh ist es auch bei der 
Bevölkerung. (Heiterkeit.) Die Bevölkerung 
dieses Bezirkes ist lebendiger als die mancher 
anderer Tiroler Bezirke und hat sich schon in 
der Vergangenheit immer wieder für · N eues 
aufgeschlossen gezeigt. Es war daher sehr 
begreiflich, daß man bemüht war, gerade in 
diesem Bezirk einen Lehrhof einzurichten und 
vor allem im Bereiche der besten Milchwirt­
schaft eine Melkschule zu errichten. 

Aber es war leichter gesagt, als getan. Ver­
setzen Sie sich in die Zeit der Entstehung dieses 
Lehrhofes, in die Jahre 1947/1948. Wo waren 
da Objekte, die . zum Verkauf standen 1 Darf 
ich dem Herrn Kollegen H o n n e r  sagen, daß 
die Landes-Landwirtschaftskammer eifrigst be­
müht war, einen Bauern zu finden, der seiner 
Partei angehört, um von ihm einen Hof zu 
kaufen. Aber es gelang nicht. (Ruf: Unter den 
Parteifreunden war auch niemand ?) Es gelang 
auch nicht, beim Arbeitsbauerribund jemanden 
zu finden. Es war einfach n�emand vorhanden) 
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und so gelang es nicht, einen Hof zu kaufen. arbeiterheim dort -, in der Richtung einer 
Wir alle wissen doch, daß in dieser Zeit keine sozial fortschrittlichen Linie liegen. (Abg. 
Objekte zum Verkauf angeboten wurden. Es Dr. Pittermann: Kritik wird an der Kammer­
war aber auoh ebenso sohwierig, ein�n Hof für führung geübt, an der Gebarung der Kammer, 
längere Zeit · zu pachten. Wir wollten an nicht an dem Zweck !) Ich . verstehe, aber es 
mehreren Stellen solche Schulen · einrichten, . ist vielleicht dann· doch unterlassen worden, 
und ich darf sagen, daß dies im Oberinntal hervorzuheben, daß das Unternehmen prin­
bis heute daran gescheitert ist, daß man keine zipiell nicht nur berechtigt, sondern absolut 
längere Pachtdauer zu erzielen vermochte. zu begrüßen ist. 
Beim Laoknerhof ist es nun in sehr mühevollen Ich darf noch einmal die hier Anwesenden, 
und zähen Verhandlungen gelungen, wenigste�s welcher · ·  Richtung und, wenn ich sagen darf, 
eine Pachtdauer von 15 Jahren zu �rreichen. politischen Viehrasse immer sie angehören 

Es ist richtig, daß es unter normalen Ver­
hältnissen nicht zweckmäßig wäre, bei einer 
solchen Pachtdauer :viel in ein Objekt zu 
investieren. Wir hatten aber keine andere 
Wahl und mußten uns obendrein sagen : Wenn 
wir jetzt nicht imstande sind, die Bauern dazu 
zu brmgen, es mit neuen Einrichtungen zu ver­
suchen und sich fortzubilden, in einer Zeit, in 
der sie noch die finanzielle Möglichkeit haben, 
kann man es überhaupt nicht mehr machen. 
Wenn man das bedenkt, muß man sagen, daß 
die Landwirtschaftskammer recht daran getan 
hat, dieses Projekt so rasch wie möglich in die 
Wirklichkeit umzusetzen ; mögen auch die 
Investitionen nicht völlig gesichert sein, weil 
eine Verlängerung der Pachtdauer zwar ins 
Auge gefaßt ist, aber bisher noch nicht sicher­
gestellt werden konnte. 

Diese Schule hat eine sehr rege Tätigkeit 
entwickelt. Es sind dort sehr viele Kurse ab­
gehalten worden. Auch von einem Luxus ist 
nicht die Rede. Ich lade alle ein, sich die 
Schule anzusehen. Sie würden dort statt in 
die früher genannten Paläste in Hütten 
kommen. Es wurden nur die notwendigen 
Einrichtungen im Stall und in der Milchkammer 
geschaffen. Es stellte sich heraus - was eine 
Ursache für die Überschreitung des Budgets 
war -, daß der Bauzustand dieses Hofes beim 
Baubeginn schlechter war, als es von außen 
ausgesehen hatte. Bitte, darüber können sich 
auch Bausachverständige täuschen, die in 
reichem Maße beigezogen wurden. (Abg. 
Dr. Pittermann: Haben sich alle getäuscht ? -
Abg. Weikhart: Warum hat die Landwirt-
8chaftskammer nicht aus eigenen M itteZn ge­
zahlt ?) Die Landwirtschaftskammer hat auch 
aus eigenen Mitteln beigetragen. Ich darf 
noch richtigstelIen, daß vom Milchwirtschafts­
fonds nicht, wie gesagt wurde, 500.000 S, 
sondern 200.000 S zugeschossen wurden. Ge­
wiß auch ein stattlicher Betrag. 

Und was nun das Landarbeitererholungsheim 
in Schwendt betrifft : Ich weiß nicht, ob es 
gerade richtig ist, hier im Hause an zwei Ein­
richtungen Kritik zu üben', die doch zumindest 
nach ihrer Absicht und dem Kreis, dem sie 
zugute kommen - Molkereischule hier, Land-

mögen (Heiterkeit), auffordern, sich zu merken : 
St. Johann in Tirol - Scihnellzugstation -, 
und sich die Sache selbst anzuschauen. Ich 
glaube, Sie werden den Eindruck bekommen, 
daß - mag auch im Gefolge der gesamten 
Verhältnisse hier rechnungsmäßig ein Schön­
heitsfehler zu finden sein - an der Grund­
aufgabe des Unternehmens nichts auszusetzen 
ist und daß hier bestimmt keine Unter­
schleife u. dgl. vorgekommen sind. Das zur 
Sache Lacknerhof und zur Sache des Land­
arbeiterheimes Schwendt. 

Es ist eben etwas anderes, ob man ein Ding 
rein aus den Büchern, wie es hier die Ab­
geordneten tun, zur Kenntnis nimmt, oder 
ob man die Sache aus eigener An!"chauung 
kennt. (Lebhafter Beifall bei der O VP.) 

Abg. Dipl.-Ing. Raab : Hohes Haus ! Gegen 
die Methoden, hier diese parlamentarische 
Tribüne zu benützen, um Ehrabschneidungen 
unter dem Schutz der Immunität vorzubringen, 
werden wir uns zu wehren wissen. (Lebhafter 
Beifall bei der Volkspartei.) 

Ich gebe dem Haus die drei Gewährsmänner 
des Herrn Dr. S t ü b e r  bekannt. Nr. 1 :  Pro­
fessor Dr. Viktor Schneider, Wien 7. ,  Schotten­
feldgasse 24 ; NI'. 2 :  Prof. Dr. Bruno Grimschitz, 
Wien 19. , Gregor Mendelstraße 58 ; Nr. 3 :  
Dr. Erwin Neubauer, Wien 18., Khevenhüller-
straße 6.  

. 

Wir werden die Herren zur Wahrheit 
zwingen. Entweder ist das Hohe Haus eine 
Bude, wo mit Dreck geworfen wird, oder 
aber ein Ort, an dem sachlich gearbeitet wird. 
( Lebhafter langanhaltender Beifall bei der 
Volkspartei.) 

Berichterstatter Aigner (Schlußwort): Hohes 
Haus ! Zur Feststellung des Herrn Abg. 
G s chnitzer  möchte ich . nur auf folgendes 
hinweisen : Der Rechnungshof hat in seinem 
Bericht weder die Notwendigkeit der Er­
richtung einer Molkereischule in Tirol be­
stritten, noch die Errichtung eines Erholungs­
heimes in Tirol beanstandet. Was der Rech­
nungshof in seinem Bericht getan hat, war die 
Beanstandung der Überschreitung. Der 
Rechnungshof kommt zu der Feststellung, "daß 
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die Kammer mit ihrem Antrage, zur Finan­
zierung des Lacknerhofes selbst auch durch 
eigene Mittel beizutragen, das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
getäuscht hat und zufolge dieser Täuschung 
der Bund zu einer weitaus größeren Beitrags­
leistung herangezogen wurde". Lediglich diese 
Feststellung wurde im Rechnungshofausschuß 
aufgegriffen und von Mitgliedern des Rech­
nungshofausschusses zu einer Kritik benützt. 

Zu den Ausführungen des Herrn Abg. Neu­
wir t h  möchte ich folgendes feststellen . Auch 
hier s�ellt der Rechnungshof in seinem Bericht 
über die Gebarung der Sozialversicherungs­
einrichtungen eindeutig fest, daß trotz der 
Erhöhung von Tarifen, die nicht durch Bei­
tragsleistungen ausgeglichen werden konnten, 
Leistungen nur dort eingeschränkt worden 
sind, wo es sich um Leistungen außerhalb der 
gesetzlichen Pflichtleistungen handelte, die 
bisher wesentlich über die gesetzlichen Ver­
pflichtungen hinausgegangen sind. Der Rech­
nungshof stellt weiter fest, daß der Ver­
waltungsaufwand einschließlich des Personal­
aufwandes der Versicherungseinrichtungen, 

zum Beispiel bei den Gebietskrankenkassen, 
insgesamt 5 Prozent beträgt. Der Rechnungs­
hof stellt fest, daß die Verwaltungskosten, vom 
Standpunkt des gesamten Budgets der Sozial­
versicherungsträger aus gesehen, demnach nur 
im geringen Ausmaß ins Gewicht fallen. 
90 bis 94 Prozent aller Ausgaben bei. den großen 
Gebietskrankenkassen betreffen den Leistungs­
aufwand. Diese Feststellungen selber geben 
ein wesentlich anderes Bild, als es sich aus den 
Darstellungen des Herrn Kollegen Neuwirth 
zum Bericht des Rechnungshofes ergeben hätte. 

Ich bitte, dem Antrag des Rechnungshof­
ausschusses die Zustimmung zu geben. 

Bei der Abstimmung wird der Tätigkeits� 
bericht des Rechnungshofes zur Kenntnis . ge­
nommen. 

Präsident Dr. Gorbach : Die Tagesordnung 
ist e r s c hö pft. 

Die n ä c h s t e Sitzung nehme ich in Aussicht 
für den 13. Juni um I I ' Uhr vormittag. 

Die Sitzung ist g e s c h lo s s e n. 

Schlui der Sitzung: 14 Uhr 30 Minuten� 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 3314 51 

54. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 28

www.parlament.gv.at




